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UNTER SOZIALHILFENIVEAU. An-
lässlich des zehnten Jahrestages des In-
krafttretens des Asylbewerberleis-
tungsgesetzes kritisiert die Menschen-
rechtsorganisation Pro Asyl Geist und
Praxis des Gesetzes als inhuman.Mit der

Einführung des Sondergesetzes habe der
Gesetzgeber die Unterversorgung einer
ganzen Personengruppe zum Programm
erhoben. Das am 1. November 1993 in
Kraft getretene Asylbewerberleistungs-
gesetz stehe seitdem für soziale Entrech-
tung und entwürdigende Behandlung.
Das Gesetz regelt die Unterhaltsleistun-
gen unter anderem für Asylsuchende und
Geduldete, die damit zugleich von den
Leistungen nach dem Bundessozialhilfe-
gesetz ausgeschlossen werden. Eine
Sonderstellung unter den sozialen Leis-
tungsgesetzen nehme das Machwerk
auch deshalb ein,weil die Leistungen,die
nach dem Asylbewerberleistungsgesetz
erbracht werden, seit Inkrafttreten nie-
mals der Preissteigerung angepasst wor-
den seien, so die Kritik.

So liege das Leistungsniveau nach dem
AsylbLG mittlerweile um mindestens 34
Prozent unter der Sozialhilfe. Wo Sach-
leistungen oder Gutscheine gewährt
würden,liege das Leistungsniveau im Er-
gebnis vielfach sogar bei weniger als 50
Prozent der Sozialhilfe. Das liege daran,
dass die Gutscheine teilweise auf teure
Geschäfte begrenzt seien. Diese drasti-
sche Leistungskürzung gelte für alle
Asylbewerber mindestens drei Jahre lang
– für sehr viele unbefristet.

Mit der Leistungskürzung einher gehe
die Regelung, die Leistungen vorrangig
in Form von Sachleistungen zu gewäh-
ren. Sachleistung bedeutet Essens- und
Hygienepakete oder Lebensmittelgut-
scheine, Kleidung aus der Kleiderkam-
mer etc. Als einzig verfügbares Bargeld,
das den gesamten persönlichen Bedarf
wie Fahrten mit dem ÖPNV,Telefon, Por-
to,Genussmittel abdecken soll,werde ein
seit 1993 unveränderter Taschengeldbe-
trag in Höhe von 1,36 Euro pro Tag (40,90
Euro/Monat) ausgezahlt.

Als Sachleistung gelte auch die Unter-
bringung der Betroffenen in Sammella-
gern statt Wohnungen. Das beengte La-
gerleben über Jahre mache die Menschen
psychisch und vielfach auch körperlich
krank, kritisiert die Organisation. Wer
deutsche Flüchtlingsunterkünfte be-
sucht, treffe auf Menschen, die durch den
Verlust der Privatsphäre und durch das
für sie geltende faktische Arbeitsverbot
depressiv und passiv geworden seien.Vie-
le litten unter schweren chronischen
Krankheiten. Auch Kinder lebten jahre-
lang unter solchen Umständen. Ein Um-
denken sei dabei nicht in Sicht: Bayern
wolle derzeit die unbefristete Lagerun-
terbringung all derjenigen vorschreiben,
die unter das Asylbewerberleistungsge-
setz fallen. Dabei handelt es sich nicht
nur um Asylsuchende.

Darüber hinaus werde die medizini-
sche Versorgung oft auf eine Notfallver-
sorgung reduziert. Durch die Einschal-

tung amtsärztlicher Gutachter werde die
Behandlung weiter verschleppt. An-
spruch auf Versorgung bestehe nur, wenn
die Krankheit entweder „akut“ oder
„schmerzhaft“ oder die Behandlung „zur
Sicherung der Gesundheit unabweisbar“
sei. Um die Frage, ob diese Voraussetzun-
gen vorliegen, müsse mit Sozialämtern
und Amtsärzten des öfteren bis vor die
Gerichte gestritten werden. Nach An-
sicht von Pro Asyl ist der Zweck des Ge-
setzes die Abschreckung: Die hier leben-
den Asylsuchenden sollen schlecht be-
handelt werden,um andere vom Kommen
abzuhalten. Im von Rot-Grün vorgeleg-
ten Zuwanderungsgesetzentwurf seien
weitere Verschärfungen vorgesehen.
Erstmalig sollen auch solche Personen-
gruppen in die gesetzliche Mangelver-
sorgung einbezogen werden, die aus hu-
manitären oder politischen Gründen ein
dauerhaftes Aufenthaltsrecht erhalten.
Scharf kritisiert die Organisation auch
die Politik der CDU/CSU. Sie habe am
8.9.2003 in ihren Gesetzesentwurf zur Si-
cherung der Existenzgrundlagen ihre
Vorstellungen weiterer Repressalien ge-
genüber Flüchtlingen eingearbeitet. Da-
nach solle Asylbewerbern jede Chance
genommen werden, jemals einen An-
spruch auf das normale Existenzmini-
mum der Sozialhilfe zu erhalten. Bislang
muss nach drei Jahren geprüft werden,ob
Betroffene einen Anspruch auf Sozialhil-
fe haben. Diese Option solle nun ersatz-
los wegfallen.

ANALPABETISMUS. Der Bundesver-
band Alphabetisierung fordert eine hö-
here Qualität der Grundschulbildung in
Deutschland. Nur so lasse sich der deut-
lich zunehmenden Lese- und Recht-
schreibschwäche vor allem unter jungen
Leuten wirksam begegnen. In den ersten
beiden Klassen werde der Grundstein für
das weitere Lernen gelegt, sagte Marion
Döbert, Vorstandsmitglied des Verban-
des. Es fehle den Lehrern die Zeit für die
Vermittlung von grundlegenden Kennt-
nissen gerade im Lesen, Schreiben und
Rechnen, sagte Döbert. Die wachsende
Zahl von Mädchen und Jungen ohne
Schulabschluss sei beängstigend. 80.000
starteten gegenwärtig jährlich mit man-
gelndem Grundwissen in das Berufsle-
ben. Als eine Ursache sieht Döbert eine
„Überfrachtung des Unterrichts“. Au-
ßerdem fehle bundesweit eine indivi-
duelle Förderung bei Lernproblemen. In-
zwischen sei ein Stand erreicht, bei dem
die Schüler mit Lernproblemen „regel-
recht aus dem Unterricht aussteigen und
sich selbst aufgeben“. Bei vielen von ih-
nen werde damit ein sozialer Abstieg re-
gelrecht vorprogrammiert. „Die Lese-
kompetenz in der Bundesrepublik ist be-
sorgniserregend“, sagte Döbert. Nach
jüngsten Studien kämen 14,4 Prozent al-
ler Deutschen nicht über das unterste Le-
vel der Grundkenntnisse hinaus. Damit
stehe die Industrienation auf einer Stufe
mit südamerikanischen Ländern und be-
lege in Europa einen der hinteren Plätze.
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Verschiedene Wahrnehmungen
Die unterschiedliche Wahrnehmung des
am 21. Oktober von den Wirtschaftsinsti-
tuten vorgelegten „Herbstgutachtens“ in
der Öffentlichkeit ist auf den ersten Blick
erstaunlich. Während beispielsweise die
„Berliner Zeitung“ meint, die Institute
hätten „in ungewöhnlich scharfer Form“
die Bundesregierung wegen ihrer „halb-
herzigen Reformen am Arbeitsmarkt und
fehlerhafter Finanzpolitik“ angegriffen,
kommt die Wirtschaftsabteilung des IG
Metall-Vorstands in ihrer Übersicht zu
dem Ergebnis: „Politikempfehlungen:
Wie den Aufschwung sichern? Gutachter
ratlos!“

Auf den zweiten Blick ist der Unter-
schied aber nicht so groß. Tatsächlich
sind die wirtschaftswissenschaftlichen
Institute über ihre Prognose („Der Auf-
schwung kommt – aber langsam!“) unsi-
cher wie lange nicht. Irgendwelche kon-
junkturellen Vorschläge sucht man des-
halb in ihrem Gutachten vergeblich.

Konjunkturpolitik findet nicht statt

Auch eine Kritik der tatsächlich betrie-
benen staatlichen Konjunkturpolitik
sucht man in dem Herbstgutachten ver-
gebens. Die dramatische Verringerung
kommunalen Ausgaben beispielsweise –
ein Ergebnis der extremen Zentralisie-
rung staatlicher Mittel durch die rot-grü-
ne Bundesregierung – wird von den In-
stituten in dem gesamten Gutachten
überhaupt nicht erwähnt, obwohl sie als
eine starke Konjunkturbremse wirkt, da
von den kommunalen Haushalten starke
Impulse für den Bau, das Handwerk und

den Einzelhandel ausgehen.
Auch die seit Jahren anhaltende Stag-

nation des privaten Konsums – eine Fol-
ge der sinkenden Realeinkommen vor al-
lem in den unteren Einkommensberei-
chen und des gerade diese Milieus tref-
fenden Abbaus sozialer Sicherungen – ist
für die Institute kein Grund zur Kritik.
Diese großen und wichtigen Bereiche
staatlicher Konjunkturpolitik kommen
in dem gesamten Gutachten schlicht
nicht vor.

Hoffnungen nur im Export …

Hoffnungen auf eine Besserung der wirt-
schaftlichen Lage machen sie sich statt
dessen fast nur im Export. Ihre Annah-
me: „Der Welthandel erhöht sich im Jahr
2003 um 3½ %, im kommenden Jahr um
7½ %.“ Nächste Annahme: Die Wirt-
schaft in den USA expandiert (plus 3,6%,
verglichen mit 2,7% in 2003), selbst in Ja-
pan geht es nach langen Jahren der Stag-
nation wieder aufwärts (plus 2% in 2004).
In China und den sog. „ostasiatischen
Schwellenländern“ – inzwischen wirt-
schaftlich stärker als Lateinamerika –
wächst die Wirtschaft ebenfalls wieder
zügig. Die Institute erwarten hier in 2004
ein erneutes Wachstum von 8 Prozent.
„Gleichzeitig hat sich die Zunahme der
Produktion in Russland deutlich be-
schleunigt, auch infolge des nach wie vor
recht hohen Ölpreises.“ Selbst in der EU
(plus 2%, nach 0,8% in 2003) und in den
Beitrittsländern zur EU (plus 3,7% nach
plus 3,1% in 2003) sind die Erwartungen
der Institute für das nächste Jahr günsti-
ger als in 2003.

Alles zusammengenommen wachsen
deshalb nach ihrer Ansicht die Aussich-
ten auf ein Anziehen des Exports. Für die
deutschen Konzerne, die schon 2003 er-
neut zum Exportweltmeister vor den
USA aufrückten, und für die deutsche
Wirtschaft insgesamt ist das nach An-
sicht der Gutachter offenbar die einzige
Aussicht auf Besserung der Lage im
nächsten Jahr. Kein Wunder, dass Wirt-
schaftsminister Clement sich mehr „Pa-
triotismus“ im nächsten Jahr wünscht.

… aber Sorgen über die USA

Wobei selbst diese Prognose der Institu-
te mehr als unsicher ist. Denn das anhal-
tend hohe Leistungsbilanz-Defizit der
USA macht auch den Gutachtern in
Wirklichkeit große Sorge. „Das Leis-
tungsbilanzdefizit deutet darauf hin,
dass in den USA weniger gespart als in-
vestiert wird. Finanziert wird die Diffe-
renz durch Kapitalimporte … Entsteht
im Inland die Erwartung einer Über-
schuldung,könnte es dort in erheblichem
Umfang zu einem Anstieg der gesamt-
staatlichen Sparquote und zum Ausfall
von inländischer Nachfrage kommen …
Erfahrungen in anderen Ländern zeigen,
dass ein Defizit von 5% in Relation zum
Bruttoinlandprodukt kaum über einen
längeren Zeitraum zu finanzieren ist.“
Die Sorge ist groß, dass ein Nachfrage-
einbruch in den USA oder ein drastisch
sinkender Dollarkurs den deutschen
Konzernen die Rendite im Exportge-
schäft, wenn nicht sogar die Exportmen-
ge in die USA ganz gehörig beeinträch-
tigen könnte.

Stichwort: „Deflation“
Anhaltendes Sinken des Preisniveaus für
Endprodukte (Konsumgüter, Investi-
tionsgüter) in einer Volkswirtschaft. Ur-
sache: Die Gesamtnachfrage nach diesen
Gütern ist geringer als das in der Volks-
wirtschaft verfügbare Güterangebot. Er-
fahrungsgemäß geht eine Deflation mit
einer Verminderung der umlaufenden
Geldmenge und/oder der Umlaufge-
schwindigkeit des Geldes einher.

(aus: Börsenlexikon der FAZ)

Deflation ist der Zustand einer Volks-
wirtschaft, in dem der allgemeine Preis-
stand fällt, also Waren und Dienstleis-
tungen anhaltend billiger werden. Defla-
tionen werden in der Regel von Rezessio-
nen begleitet. Einmal in Gang, kann die
Deflations-Spirale nur schwer aufgehal-
ten werden und möglicherweise zu einer
langanhaltenden deflationären Depres-
sion werden.
Ursachen / Auswirkungen
Deflation hat zur Folge, dass Geld zu-
rückgehalten wird,da Waren und Dienst-

leistungen später günstiger zu sein schei-
nen. Es wird nur das Nötigste gekauft
und wenig investiert. Dieser Nachfrage-
rückgang führt dazu, dass Unternehmen
geringere Umsätze, also auch Gewinne,
verbuchen und im Anfangsstadium ra-
tionalisieren (häufig Entlassungen) oder
schließlich, in letzter Instanz, zahlungs-
unfähig werden. Die zusätzliche Angst
um den Arbeitsplatz veranlasst die Men-
schen,mehr Geld zurückzulegen,um sich
für die Zukunft abzusichern. Insgesamt
sinkt nun die Gesamtgüternachfrage bei
ungefähr gleichbleibenden Güterange-
bot (Nachfragelücke).

Weitere Ursachen einer Deflation las-
sen sich auch in einer restriktiven Geld-
politik (Erhöhung der Mindestreserve,
Steigerung des Zinssatzes) wie auch ei-
ner kontraktiven Finanzpolitik (Steue-
rerhöhungen, staatliche Ausgabenkür-
zungen) finden, da diese Maßnahmen die
Nachfrage weiter dämpfen würden.

In einer Deflation werden Schuldner
benachteiligt, da ihre über Kredite fi-
nanzierten Sachgüter an Wert verlieren,
aber sie nach wie vor den gleichen an-

fangs festgesetzten monetären Wert be-
gleichen müssen. Wohingegen Gläubiger
mit jeder Zahlung „verdienen“, da das
Geld – zinsbereinigt – einen höheren Wert
hat, als am Anfang der Periode.
(aus: Wikipedia. die Freie Enzyklopädie)

„Wichtig ist jedoch, dass bei sinkendem
Preisniveau der Realwert der Kassenbe-
stände zunimmt,also das Halten von Bar-
geld und Sichtdepositen einen Realzins
bringt … Je höher die realen Kassenbe-
stände sind, um so wohlhabender und si-
cherer fühlen sich die Menschen …(wenn)
die Leute … lieber Kasse halten,als Wert-
papiere … zu kaufen, dann befindet sich
die Wirtschaft … schon in einer Liquidi-
tätsfalle. Sie erleidet wegen der Geld-
hortung einen Nachfrageausfall mit ei-
nem Beschäftigungsrückgang.“ (Seite
73)
„Die Regierung Brüning … nahm mit ih-
rer Deflationspolitik (wahrscheinlich
unbewusst) eine erhebliche Zunahme der
Arbeitslosigkeit in Kauf …“ (Seite 100)
(aus: Herbert Giersch, Konjunktur- und Wachs-
tumspolitik. Gabler Verlag , Wiesbaden 1977)

Das Herbstgutachten der Wirtschaftsinstitute

Hoffen aufs Ausland
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Geschieht das, dann ist erneut die ge-
samte „Aufschwung-Prognose“ des
Herbstgutachtens das Papier nicht wert,
auf dem es geschrieben ist.

Keine Besserung auf dem Arbeitsmarkt

Eine Besserung der Lage auf dem Ar-
beitsmarkt erwarten die Institute aber
selbst bei einem gutem Verlauf des Ex-
portgeschäfts in die USA im nächsten
Jahr nicht. Die Ausdehnung des Exports
werde von den großen Konzernen ohne
Ausdehnung der Beschäftigung erreicht,
prognostizieren sie. Die Kapazitäten
seien in vielen Branchen nicht ausgelas-
tet. Die Ausdehnung des Exports soll al-
so fast vollständig durch weitere Intensi-
vierung der Arbeit und Steigerung der
Produktivkraft der Arbeit erreicht wer-
den.

Im Inland dagegen sind die Erwartun-
gen der Institute düster. Zwar sind die
noch im Frühjahr geäußerten Sorgen vor
einer „Deflation“ inzwischen leiser ge-
worden.Kein Wunder, sollte man meinen,
hat doch das Bundesfinanzministerium
unter dem Eindruck dieser laut vorge-
brachten Sorgen seine Politik rigoroser
Ausgabenkürzungen etwas gelockert und
kündigt nun infolge dessen für 2003 die
höchste Neuverschuldung der letzten
Jahrzehnte an.

Aber im Grunde sind die Sorgen vor
einer anhaltenden Stagnation, wenn
nicht sogar einem weiteren Einbruch von
Konsum und Beschäftigung noch immer
vorhanden. Anzeichen für ein Anziehen
der Inlandsnachfrage werden auch von
den Wirtschaftsinstituten verzweifelt ge-
sucht – und nicht so recht gefunden. Al-
le ihre Hoffnungen konzentrieren sich
deshalb auf die von Finanzminister Ei-
chel angekündigten Steuersenkungen ab
1.1.2004.Von hier sollen die Impulse aus-
gehen, um den privaten Konsum und da-
mit die „konsumnahen“ und weniger auf
Weltmarkt orientierten Wirtschaftsbe-
reiche wie Dienstleistungen, Handwerk
und Bau wieder auf Wachstumskurs zu
bringen.

Die vorgezogene Steuerreform, über
die der Bundesrat Ende dieser Woche be-
rät, ist deshalb in den Augen aller Insti-
tute unverzichtbar.Streit gibt es nur über
das Ausmaß der erforderlichen „Gegen-
finanzierung“, sprich: der Ausgabenkür-
zung an anderer Stelle, damit das staat-
liche Haushaltsdefizit nicht zu sehr an-
steigt. Die mehr dem konservativen Poli-
tikspektrum nahestehenden Institute
wie HWWA, Ifo und IfW wollen die Steu-
erreform weitgehend durch Kürzungen
an anderer Stelle – vor allem bei „kon-
sumtiven“ Ausgaben wie Sozialleistun-
gen,finanzieren.Die mehr regierungsnah
eingestuften RWI,DIW und IWH sind da-
gegen mit einer weiteren Ausdehnung der
staatlichen Neuverschuldung einver-
standen. Sie erhoffen davon einen „kon-
junkturellen Impuls“.

Einig sind sich die Institute nur in fol-
gendem: „Die zweite und dritte Stufe der
‚Steuerreform 2000‘ sowie die Gesund-

heitsreform treten – wie von der Bundes-
regierung geplant – im nächsten Jahr in
Kraft; außerdem werden Steuervergün-
stigungen und Subventionen abgebaut
und erhebliche Einsparungen im Haus-
haltsvollzug verwirklicht.“

Schlechte Aussichten für Gewerkschaften

und abhängig Beschäftigte

Für die lohnabhängig Beschäftigten und
die Gewerkschaften sind das keine gute
Aussichten. Der extreme Druck auf dem
Arbeitsmarkt wird anhalten. Selbst
wenn der Export wie prognostiziert an-

steigt, wird sich die Konkurrenz auf dem
Arbeitsmarkt nicht entspannen. Die Er-
setzung tariflich bezahlter Jobs durch ta-
riflose oder weit unter Tarif bezahlte Jobs
jeder Art – Leiharbeit, Minijobs, PSA
usw. – wird weiter voranschreiten, das
System der Tarifverträge und damit der
kollektiven Sicherungen für Lohnabhän-
gige gegen Zumutungen der Arbeitgeber
weiter durchlöchert werden. Auch die
kommenden Tarifbewegungen – als erstes
bei Metall – werden unter diesen Um-
ständen schwer werden wie schon lange
nicht mehr. rül

Wirtschafts-Splitter
Kein Ende der Talfahrt am Bau in Sicht

Die deutsche Bauwirtschaft steckt wei-
ter in einer schweren Krise. „2003 wird
noch mal ein rabenschwarzes Baujahr“,
sagte der Präsident des Zentralverban-
des des Deutschen Baugewerbes (ZDB),
Arndt Frauenrath, am Freitag in Berlin.
Der Umsatz der Bauunternehmen wer-
de bis zum Jahresende um sieben Pro-
zent auf 80 Milliarden Euro zurückge-
hen, prognostiziert der ZDB. Auch die
Beschäftigungszahlen sehen düster aus:
Gegenüber dem Vorjahr werden voraus-
sichtlich 90.000 Arbeitsplätze wegfal-
len. Damit hätte sich die Zahl der im
Bausektor Beschäftigten gegenüber
1995 fast halbiert. … Auch im nächsten
Jahr wird die Talfahrt im Baugewerbe
weiter zunehmen, befürchtet Frauen-
rath. Er erwartet für 2004 einen weite-
ren Verlust von mindestens 40.000 Stel-
len und einen Umsatzrückgang um drei
bis vier Prozent.

(Berliner Zeitung, 18./19.10.03)

Forscher: Lebensstandard sinkt

… Die Institute forderten die Bundesre-
gierung konkret auf, das Steuersystem
zu vereinfachen, die Subventionen und
Steuervergünstigen massiv zu verrin-
gern und die notwendigen Reformen in
der Renten- und Krankenversicherung
durchzuführen.„Der Lebensstandard in
Deutschland wird in den nächsten zehn
Jahren massiv sinken, wenn kein radi-
kaler Kurswechsel in der Politik er-
folgt“, sagte Joachim Scheide vom Insti-
tut für Weltwirtschaft (IfW) in Kiel.

Berliner Zeitung, 22.10.03

Daimler zahlt wieder Gewerbesteuer.

Erstmals seit 1992

Zum ersten Mal seit elf Jahren wird der
Automobilkonzern DaimlerChrysler
2003 wieder Gewerbesteuer zahlen.
Stuttgart, Berlin, Mannheim, Bremen
und andere deutsche Städte und Ge-
meinden können damit in diesem Jahr
noch ihre leeren Kassen füllen … Daim-
lerChrysler hatte auf Konzernebene zu-
letzt 1992 Gewerbesteuer gezahlt. Da-
nach machte der 1998 mit Chrysler fu-
sionierte Autobauer stets große Verlust-
vorträge geltend – unter anderem aus der
Beteiligung am Frankfurter Elektron-

konzern AEG – und musste daher die
Gemeindesteuer nicht zahlen.

Berliner Zeitung, 23.10.03

Angst vor finanziellem Absturz wächst

Immer mehr Deutsche sorgen sich um ih-
re finanzielle Zukunft: Nach einer Um-
frage des Deutschen Sparkassen- und
Giroverbandes (DSGV) erwarten knapp
ein Drittel der Bürger eine Verschlechte-
rung der eigenen Situation. Nur 18 Pro-
zent gingen von einer Verbesserung aus.
„Noch vor zwei Jahren hatten wir die
gleichen Zahlen, allerdings mit umge-
kehrten Vorzeichen“,sagte DSGV-Präsi-
dent Dietrich Hoppenstedt am Mittwoch
in Berlin.Die Angst vor dem Abstieg rei-
che inzwischen tief in die Mitte der Ge-
sellschaft hinein … Laut Umfrage des
Sparkassen- und Giroverbandes planen
80 Prozent der Menschen, die in der vor-
gezogenen Steuerreform frei werdenden
Mittel zu sparen und nicht in den Kon-
sum zu stecken.

Berliner Zeitung, 30.10.03

Reformen verstimmen die Verbraucher.

Furcht vor Kosten größer als Hoffnung

auf Steuersenkung

Die Reformdebatte und die Ungewiss-
heit über die Höhe der Steuerentlastung
im nächsten Jahr lasten auf der Stim-
mung der deutschen Verbraucher. „Für
die Menschen ist einfach nicht klar, was
auf sie zukommt, und deswegen halten
sie die Geldbeutel geschlossen“, be-
schrieb Rolf Bürkl von der Gesellschaft
für Konsumforschung (GfK) am Don-
nerstag die Folgen für den Konsum.

Berliner Zeitung, 31.10.03

Talfahrt im Einzelhandel gebremst. Hof-

fen auf Steuerreform

Der Einzelhandel hat seine Talfahrt
zwar gebremst,die Abwärtsentwicklung
aber noch nicht stoppen können.Wie das
Statistische Bundesamt am Freitag an-
hand vorläufiger Ergebnisse aus sieben
Bundesländern mitteilte, setzte die
Branche im September dieses Jahres 0,2
Prozent weniger um als im Vorjahres-
monat. Damit wurde im September zum
vierten Mal in Folge der Umsatz des ent-
sprechenden Vorjahreszeitraums ver-
fehlt, im September allerdings nur
knapp.

Berliner Zeitung, 1./2.11.03



Die CDU hatte sich um die öffentliche
Aufmerksamkeit bemüht und sie auch er-
halten: der Fraktionsvorsitzende Frie-
drich Merz hat Leitsätze für eine Steuer-
reform vorgelegt, ästhetisch zufrieden-
stellend, weil kurz und schlank, modern
mit allen Begriffen der neueren Lehren
der Ökonomie. Manches sieht auch gut
aus, wer wollte nicht so wenig wie mög-
lich sich mit Steuererklärungen beschäf-
tigen müssen. Man fragt sich aber trotz-
dem, lohnt sich eine Beschäftigung mit
den Leitsätzen, denn zu offensichtlich
sind die Widerstände gegen eine solche
Radikalkur: aus der eigenen Partei, aus
der Schwesterpartei, aus der Industrie
und auch aus der Wählerschaft.Jeder lobt
den Ansatz, gibt aber zu bedenken, dass
dies und jenes nicht gestrichen werden
soll.Stoiber zum Beispiel macht sich zum
Sprachrohr von Audi und BMW gegen die
Streichung der Steuerfreiheit von Nacht-
und Schichtzulagen; die Firmen müssten
in diesem Fall was beim Brutto draufle-
gen als Ausgleich. Dann kommen die mit
viel Bauwirtschaft, denen die Eigen-
heimzulage am Herzen liegt usw. usf.

Dennoch lohnt sich auch ein Blick auf
das eine oder andere Detail im Vorschlag
von Merz. Er enthält Elemente, die eine
Richtung andeuten, die dann auch in ei-
ner anderen Steuerreform Realität wer-
den könnten. Zunächst ein Unionskern-
thema, die Familie. Wir zitieren die we-
sentliche Passage im Wortlaut:

„Der im Grundgesetz verankerte
Schutz von Ehe und Familie gebietet
auch im Steuerecht, die Ehe und die Fa-
milie gerecht zu besteuern. Die Herstel-
lung der Gerechtigkeit und die Förde-
rung von Ehe und Familie erfolgt durch
die Fortgeltung des Ehegattensplittings
und die Gewährung des einheitlichen
Grundfreibetrages auch für Kinder vom
ersten Tag an. Die zusätzliche Sicherung
des Existenzminimums von Kindern er-
folgt im Bedarfsfall durch eine zusätzli-
che Kindergeldleistung. Notwendige
Aufwendungen zur Versorgung, Betreu-
ung und Erziehung von Unterhaltsbe-
rechtigten sind steuerlich abzugsfähig.
Der private Haushalt wird grundsätzlich
als Arbeitgeber anerkannt.“

Damit wird die Hausfrauenehe weiter-
hin steuerlich bevorzugt; damit wird
weiterhin diese Eheform bei Gut- und
Bestverdienern besonders gefördert. Da-
mit wird die soziale Differenzierung bei
den Kindern trotz allen PISA-Geredes
weiter verschärft. Die Formulierung
„einheitlicher Grundfreibetrag“ ist näm-
lich echte Täuschung, denn Freibeträge
bevorzugen nach Einkommenshöhe. Da-
zu kommt, so ist es in der Formulierung
versteckt, dass das Kindergeld wegfallen
soll, außer für Geringst- und Garnicht-
verdiener.Und als Sahnehäubchen oben-

drauf gibt’s dann noch Steuerminderun-
gen für die Beschäftigung von Haus-
haltshilfen. Dieser Leitsatz aus dem
Merz-Papier zeigt, wie mit der Vokabel
„Gerechtigkeit“ einseitigste Interessens-
verfolgung betrieben werden kann.

Auch mit der Gerechtigkeit,die bei der
Besteuerung von Kapitaleinkünften und
Unternehmensgewinnen angeblich kom-
men soll, ist es nicht allzu weit her: La-
pidar heißt es bei Merz: „Der Verlustaus-
gleich bleibt als Verlustvortrag uneinge-
schränkt zulässig.“ Damit bleibt das ver-
mutlich größte Loch zur Steuervermei-
dung offen. Die Daimler AG hatte durch
die Fusion mit der hochverschuldeten
AEG Anfang der 90er Jahre immerhin ge-
schafft bis zu diesem Jahr keine Körper-
schaftsteuer und keine Gewerbesteuer
zahlen zu müssen. Der Dank aus diesen
Kreisen wird Merz sicher sein,ebenso wie
für die erneut vorgetragene Absicht, die
Gewerbesteuer abzuschaffen.

Entscheidungen stehen an

Damit wären wir bei den Punkten zum
Thema Steuer, die jetzt echt entschieden
werden, was hinter den Geräuschen, die
mit dem Merz-Leitsätzen gemacht wer-
den, fast untergeht: In dieser Woche ste-
hen im Bundesrat zwei wichtige Ent-
scheidungen an. Die erste ist die Reform
der Gewerbesteuer. Von der Regierung
gibt’s einen Entwurf, von dem der Deut-
sche Städtetag meint, besser als gar
nichts. Er sieht vor, die Umlage auf die
Gewerbesteuer wieder auf 20 Prozent zu
senken.Außerdem sollen die Freiberufler
gewerbesteuerpflichtig werden und eini-
ge Löcher für Steuervermeidung durch
Miet- und Leasingverträge zwischen ver-
bundenen Unternehmen gestopft wer-
den. Geschätzter Effekt: 2,5 Mrd. Euro
mehr für die Kommunen im Jahr 2003.
Aber ob das Gesetz wird, weiß niemand,
vermutlich eher nicht. Die Unionsländer
werden den Vermittlungsausschuss anru-
fen; nach wie vor gibt es Ministerpräsi-
denten, die knallhart Wirtschaftsinteres-
sen vertreten, die daher die Gewerbe-
steuer am liebsten sofort abschaffen wol-
len. Andere sehen die finanziellen Pro-
bleme der Kommunen, machen diesen
selber noch mal Probleme durch Kür-
zungen in den Landeshaushalten und
tendieren daher zu Kompromissen.

Ähnlich beim zweiten Steuerpunkt,
der am Freitag entschieden oder besser
vertagt werden soll: Die Regierung will
die Senkung der Einkommensteuer vor-
ziehen; das soll die Konjunkturhoffnun-
gen beleben. Die Wirtschaft ist dafür; al-
len voran die Automobilindustrie und an-
dere konsumnahe Branchen, die sich von
einer Steuersenkung Umlenkung von
Kaufkraft in ihre Kassen versprechen.
Dabei meinen sie, dass auch eine vor-

übergehende höhere Staatsverschuldung
in Kauf zu nehmen sei. Diese Richtung
hat vor allem in den Süd-Ministerpräsi-
denten Stoiber und Teufel ihre Befür-
worter; sie wollen auch eher eine gewis-
se Beruhigung in der politischen Situa-
tion, denn das ist für die konsumnahen
Geschäfte immer besser als wenn die
Ängste um die nähere Zukunft wachsen.
Demgegenüber stehen Leute wie der hes-
sische Ministerpräsident Roland Koch,
der ganz in Banker-Manier für einen har-
ten Schnitt plädiert: Die Regierung
scheitern lassen, das darf ruhig etwas
kosten, und man holt sich das dann spä-
ter wieder rein. Jedenfalls ist sich die
Union nicht einig, sie steht unter dem
Druck verschiedener Wirtschaftsinteres-
sen. Deshalb wird jetzt erst einmal der
Vermittlungsausschuss angerufen und
die Entscheidung vermutlich auf die Ta-
ge direkt vor Weihnachten verschoben.
Und bis dahin darf dann Merz ein biss-
chen radikal sein. alk
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Kernpunkte des Merz-Konzept zur
Steuervereinfachung 
Jeder Steuerpflichtige erhält eine Ein-
kommensteuer-Identifikationsnummer
(Steuer-PIN), die die anonymisierte Da-
tenübertragung ermöglicht. • Im Lohn-
steuerverfahren wird die jährliche Ein-
kommensteuer-Erklärung ersetzt durch
einen elektronischen Steuererklärungs-
entwurf des Finanzamtes. • Die Gewinn-
einkünfte werden unter Einbeziehung
von Miet- und Pachteinnahmen zu Ein-
künften aus unternehmerischer Tätigkeit
zusammengefasst. Einkünfte aus nicht
selbstständiger Arbeit und aus Kapital-
vermögen bleiben als selbstständige Ein-
kunftsarten erhalten. • Jeder hat einen
einheitlichen Grundfreibetrag von 8000
Euro. Der Eingangssteuersatz wird auf
12 Prozent gesenkt.Der linear-progressi-
ve Tarif wird durch zwei weitere Steuer-
stufen von 24 Prozent ab einem Einkom-
men von 16 000 Euro und von 36 Prozent
ab einem Einkommen von 40 000 Euro er-
setzt. • Auch Kinder haben vom ersten
Tag an einen einheitlichen Grundfreibe-
trag. Das Ehegattensplitting bleibt gül-
tig. Ein Privathaushalt wird als Arbeit-
geber anerkannt. • Kapitaleinkünfte, die
nicht Dividendenzahlungen sind,werden
mit 24 Prozent besteuert. • Veräuße-
rungsgewinne aus Wirtschaftsgütern wie
Grundstücken, vermietete Immobilien,
Wertpapieren unterliegen der Steuer-
pflicht. Der Verkauf von Gütern, die aus-
schließlich der Privatsphäre zuzuordnen
sind, wie selbst genutzte Immobilien, ist
nicht steuerpflichtig.• Es entfallen Steu-
ervergünstigungen für Abgeordnetenbe-
züge, Sonntags-, Feiertags- und Nacht-
zuschläge, Abfindungen, Übergangsgel-
der, Beihilfen, Geburts- und Heiratsbei-
hilfen, Bergmannprämien, Auslandszu-
lagen, Streikgelder, Trinkgelder etc. Ar-
beitnehmer haben dafür einen Freibetrag
von 1000 Euro. • Der Verlustvortrag für
Unternehmen bleibt.

Rund um die Steuern

Seifenblasen ins Publikum, Wünsch-Dir-was für
die Monopole, Kommunen im Ungewissen
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Das Daimler-Chrysler/Telekom-Versa-
gen bei der Entwicklung des Mautsys-
tems für den LKW-Verkehr auf Auto-
bahnen wirft die Frage auf, wieso die
BRD nicht Methoden der Mauterhebung
übernommen hat, die sich zum Beispiel
in den Transitländern Österreich und
Schweiz lukrativ bewähren. Warum die-
se aufwändige Neuentwicklung?

Möglichkeiten der Technik

Technisch würde das neue Mautsystem
zwei infrastrukturelle Vorleistungen aus-
nutzen. Die eine besteht in dem Satelli-
tensystem, das den Erdball umkreist und
Signale liefert, die von jedem Punkt der
Erdoberfläche aus abgefragt werden
können und den Standort bis auf wenige
Meter genau zurückgeben. Gegenwärtig
einziger Betreiben eines solchen Systems,
des GPS-Systems, ist das US-Verteidi-
gungsministerium. Die EU arbeitet je-
doch an der Errichtung eines weiteren,
nach Galileo benannten satellitenge-
stützten Ortungsnetzes; es soll 2008 in
Betrieb gehen.

Das andere System ist durch die in der
BRD beinahe flächendeckend bestehen-
den Mobilfunknetze gegeben, die es er-
möglichen, von jedem Ort des Landes je-
derzeit Daten an einen Zentralcomputer
zu senden.

Das Gerät, dessen Funktion die Tele-
kom und Daimler-Chrysler bisher ge-
meinsam nicht gewährleisten können,
würde in der Lage sein, satellitenge-
stützte Ortsbestimmungen vorzuneh-
men. Per Mobilfunk an den Mautbetrei-
ber weitergeleitet, würden diese Daten
die Grundlage für eine Gebührenabrech-
nung bieten.

Ökonomische Reize

Straßen entwickeln sich in der bürger-
lichen Gesellschaft als öffentlicher
Raum. Die Fläche, die sie benötigen, wird
aus dem Verwertungszusammenhang der
anderen Grundstücke herausgelöst. Ihre
Benutzung ist frei. Mautstraßen sind die
Ausnahme, schon weil es in den meisten
Fällen schwierig wäre, das Ausschlus-
sprinzip normativ und kontrolliert
durchzusetzen: Das Kassieren wäre zu
teuer. Darüber hinaus muss die Mauter-
hebung als öffentlich-rechtlicher Akt or-
ganisiert werden, weil der gleiche Zu-
gang zur Straße, die Mobilität der Ar-
beitskräfte und der Güter, Grundbedin-
gung funktionierender Märkte ist.

Durch die technische Entwicklung –
satellitengestützte Ortung und Mobil-
funk – ändern sich die ökonomischen Be-
dingungen. Die Durchsetzung des Aus-
schlussprinzips – wer zahlt fährt,und wer
nicht zahlt, kommt auf und wird gestraft
– wird technisch möglich und ökono-
misch vertretbar, d.h. die Sache finan-

ziert sich aus den realisierbaren Gebüh-
ren.

Die Straße, genauer die Mobilität, die
sie vermittelt, wird aus einem öffent-
lichen Gut, das über Steuern finanziert
und für alle gesellschaftlichen und wirt-
schaftlichen Prozesse kostenfrei zur Ver-
fügung steht, zu einem Marktgut, das mit
einem festgesetzten Preis in die Kalkula-
tion der Produkte und Dienstleistungen
eingeht.

Folgerichtig lockt auch der Gedanke,
den Straßenbau künftig nicht mehr auf
dem Steuerwege zu organisieren,sondern
über die Maut. Noch mehr lockt wohl der
wohlweislich verschwiegene Umstand,
dass die Strassen selber von einem Mono-
pol angeboten werden müssen (es können
keine konkurrierenden Straßen zwischen
zwei Orten gebaut werden), so dass öko-
nomisch nichts dagegen spricht, mehr, ja
sogar viel mehr einzunehmen als kalku-
latorisch nötig wäre.

Staatlicher Machtzuwachs

In der Phase der Anpreisung dieses Sys-
tems lobten die künftigen Betreiber aus-
drücklich, dass es sich auch zur Ver-
kehrslenkung einsetzen lasse. Was heißt
das? Es wird möglich, für verschiedene
Strecken verschiedene Gebühren anzu-
setzen und für die gleiche Strecke zu ver-
schiedenen Zeiten verschiedene Gebüh-
ren. Es wird darüber hinaus möglich,
ganze Räume, z.B. städtische Ballungen
als Mautzonen anzulegen. Es wird mög-
lich, die Präsenz verschiedener Verkehrs-
arten zu erfassen, LKW, PKW, Busse, Ge-
schäftsfahrzeuge, Privatverkehr. Es wird
möglich, die Präsenz von Fahrzeugen
ziemlich lückenlos nachzuweisen.

Alles in allem ist es verständlich, dass
die Sache den Staat lockt. Dass die Auf-
gabe an ein Betreiberkonsortium über-
tragen wird, ändert an dem enormen Zu-
wachs an Interventionsmacht des Staa-
tes nicht, schließlich muss das Konsor-
tium nach politisch festgesetzten Regeln
arbeiten.Das ist ein weiterer Grund,wes-
wegen die technischen Schwierigkeiten,
die sich in diesen Monaten so lebhaft be-
merkbar machen, für gering geachtet
wurden.

Der Schwerlastverkehr macht nur den

Anfang

Gegenwärtig wird das Mautsystem für
den Schwerlastverkehr eingeführt. Für
die Speditionen ergibt sich aus der Ein-
führung wohl kein Problem (denn sie
können die Kosten auf die Kunden
weiterwälzen). Man könnte das System
auch ökologisch begründen. Kosten, die
z.B.der Schienenverkehr pro Frachtstück
einfordern muss, muss dann auch der
LKW-Verkehr tragen.

Dennoch findet hier eine Vermarktung,

eine Privatisierung des öffentlichen Rau-
mes statt, deren Folgen unabsehbar sind,
gerade weil absehbar ist, dass die techni-
schen Möglichkeiten seine Anwendung
für den ganzen Straßenverkehr und die
Qualifizierung von ganzen Siedlungs-
räumen regelrecht herausfordern. Be-
sonders, wenn die Verkehrslast in den
nächsten Jahrzehnten wie erwartet wei-
ter zunimmt, wird der Gedanke verlo-
ckend, das schauerliche Gedränge da-
durch zu klären, dass zahlen muss, wer
sich ins Getümmel wirft, und zuhause
bleibt, wer nicht zahlen will oder kann.

Die gesellschaftlichen Folgen

Bereits die Autobahnen haben, ganz im
Sinne ihres Protagonisten Hitler, den
Straßenraum neu und hierarchisch orga-
nisiert. Autobahnen sind indessen Bau-
werke, die Schifffahrtsstraßen oder Ei-
senbahnlinien gleichen. Bereits bei der
Errichtung ist klar, dass sie nur unter
Einschränkungen als Teil des öffent-
lichen Raumes gelten können. Das jetzt
ins Auge gefasste System lässt sich aber
bereits bestehenden Wegenetzen nach-
träglich überstülpen. Einmal breit einge-
führt, könnte man es sogar Bergsteigern,
Wanderern und Fahrradfahren (z.B. im
Falle von Naturparks) aufzwingen. Man
müsste sich freischalten lassen oder wä-
re strafbar; als Schwarzradfahrer, -berg-
steiger, -wanderer oder auch -schwim-
mer. Phantasiert und leere Befürchtung?
Konkret kommt es bestimmt ganz anders,
aber ganz bestimmt nicht besser.

Sind wenigstens positive Folgen für
die Wirtschaftsorganisation zu erwarten?
Das ist alles andere als gewiss. Die Folge
wird sein, dass der öffentliche Straßen-
raum den Effizienzbedürfnissen des zah-
lenden Wirtschaftsverkehrs angepasst
wird. Die Annahme, dass die Präsenta-
tion der Kosten Verkehr von der Straße
drücken würde, ist unrealistisch. Die Lo-
gik des Verfahrens führt viel eher zu ei-
nem Straßenbau, der völlig rücksichtslos
an allen Interessen außer jenen der Zah-
ler vorbeiführt.

Es ist wahrscheinlich ein Weg zu noch
mehr Straßen, zu schnelleren Straßen
und zum Ausschluss Zahlungsschwacher
von der Mobilität. Die Masse der heuti-
gen Strassen ist immer noch multifunk-
tional, gesellschaftlich verbindend, im
Sinne von Mobilität auf der Basis wech-
selseitiger Rücksichtnahme angelegt.
Schade drum. maf

Maut

Die Vermarktung des öffentlichen Raumes
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Parteivorstand der PDS 

Petition an den Deutschen Bundestag
Reformen des Arbeitsmarktes dürfen nicht
zu Lasten der sozial Benachteiligten erfol-
gen und weitere Armut in Deutschland her-
vorrufen! 

Das erwarten wir von den Abgeordneten

aller Fraktionen! 

Entscheiden Sie bei den anstehenden Re-
formen des Arbeitsmarktes nach dem Maß-
stab der sozialen Gerechtigkeit! Überprüfen
Sie die Verfassungsmäßigkeit Ihrer Ent-
scheidung! Vergessen Sie nicht, wer über
Stellenabbau entscheidet und wer durch
Arbeitslosigkeit arm wird!
Sagen Sie NEIN zum Abbau in vielen Jah-
ren errungener sozialer und arbeitsrecht-
licher Fortschritte unserer Gesellschaft:
NEIN zur Kürzung der Bezugsdauer des Ar-
beitslosengeldes ab 2006 auf 12 und bei
den über 55-Jährigen auf 18 Monate! 
NEIN zu einem existenzbedrohenden Ar-
beitslosengeld II von 345 Euro im Westen
und 331 Euro im Osten! 
NEIN zu erhöhter Anrechnung von Erspar-
nissen und Partnereinkommen auf das Ar-
beitslosengeld II! 
NEIN zu einem verschärften Zumutbar-
keitsprinzip in der Arbeitsvermittlung! 
NEIN zur beabsichtigten Lockerung des
Kündigungsschutzes! 
NEIN zu finanziellen Strafen gegenüber Ju-
gendlichen, die mit dem verfassungsmäßi-
gem Recht auf freie Berufswahl nicht jedes
Ausbildungsangebot annehmen!
Wir wollen Reformen, die Solidarität und so-
ziale Gerechtigkeit bewahren, gesellschaft-
liche Fehlentwicklungen verhindern, Chan-
cengleichheit und annähernd gleiche Le-
bensbedingungen für alle sichern.

Alternativen sind möglich!

Sagen Sie JA zu sozial gerechten und wirt-
schaftlich sinnvollen Alternativen für den
Arbeitsmarkt
JA zu einer Reformpolitik, die die Schaffung
von Arbeitsplätzen in den Vordergrund ge-
setzgeberischen Handelns stellt! 
JA zur Erschließung folgender Finanzquel-
len für neue Arbeitsplätze: Keine weitere
Senkung des Spitzensteuersatzes, intensi-
ve Unterbindung des Umsatzsteuerbetrugs,
schärfere Kontrollen zur Verhinderung von
Steuerflucht statt Amnestie der Steuer-
flüchtlinge! 
JA zu einer gesetzlichen Ausbildungsumla-
ge, die jungen Leuten Perspektiven öffnet! 
JA zu gesetzlich geregeltem Überstunden-
abbau und zur Verkürzung der Arbeitszeit! 
JA zu einem öffentlich geförderten Be-
schäftigungssektor! 
JA zur Anhebung der öffentlichen Investi-
tionsquote auf europäischen Durchschnitt,
u.a. durch ein kommunales Infrastruktur-
programm mit Schwerpunkt Ostdeutsch-
land!

Dies ist eine Initiative der Partei des Demokra-
tischen Sozialismus, Kleine Alexanderstraße 28,
10178 Berlin,bundesgeschaeftsfuehrer@pds-on-
line.de, www.sozialisten.de.

Die mit 100000 beeindruckende Beteiligung an der zentralen Demonstration gegen
Soziallabbau am 1.11. in Berlin wird im Bereich der institutionalisierten Politik mit
Achselzucken weggesteckt. Die Frankfurter Allgemeine Zeitung spricht sogar davon,
dass der Protest gegen die Regierungspolitik seinen Platz in der Mitte der Gesell-
schaft verliere, sozusagen zum linken Rand hin auswandere und ungefährlich wäre,
während in der Mitte der Gesellschaft die Akzeptanz eines sehr weitreichenden Um-
baus der Sozialsysteme zunähme.

Wenn die Annahme zutrifft, dass die Proteste weithin von Kräften getragen wer-
den, die auf dem außerparlamentarischen Weg versuchen, Einfluss auf die rot-grüne
Regierungspolitik (zurück)zugewinnen, dann ist allerdings bemerkenswert, wie eis-
kalt SPD und Grüne diese Kritiken abfahren lassen.

Lediglich die PDS hat sich der Bewegung zugewendet. Andererseits verfällt die
PDS, namentlich im Zusammenhang mit ihren Regierungsbeteiligungen auf Lan-
desebene, ihrerseits deren Kritik. Daneben ist Leuten, die die Politik von SPD und
Grüne beeinflussen wollen, nicht viel geholfen, wenn die PDS erstarkt.

Wird die PDS-Petition an den Bundestag, die wir nebenstehend dokumentieren,
von PDS-Repräsentanten, die an Regierungen bzw. Kommunalverwaltungen teil-
nehmen als Dokument der Selbstbindung der Partei aufgegriffen werden? Wird sie in
der Bewegung gegen den Sozialabbau Beachtung finden? 

Entgegengesetzt zu den Wirtschaftsführern, die sich in der FAZ ausdrücken, wird
von gewerkschaftlichen Linken ein Erstarken der Bewegung angenommen. Man sieht
die Chance einer umfassenden Gegenmobilisierung, insbesondere wenn die rüden An-
griffe der Kapitalseite weitergehen und, wie etwa zur Zeit bei der Zumutung einer
Arbeitszeitverlängerung ohne Lohnausgleich, vom sozialdemokratischen Wirt-
schaftsminister Clement positiv aufgegriffen werden. maf

1.11.2003 – 100.000 demonstrieren in Berlin
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UE, 25. September, 2003: Der Krieg im
Irak ist zwar beendet, aber täglich for-
dert er weitere Todesopfer – Iraker und
Amerikaner. Die Sympathien, die man
den US-Truppen nach dem Fall von Sad-
dam entgegenbrachte, sind verschwun-
den, seit Amerikaner in Uniform als Be-
satzungsmacht auftreten.

Die ohnehin schon astronomischen
Kosten für die Besatzung steigen immer
weiter, Paul Bremer, der Administrator
des besetzten Irak, erklärte im Juli, dass
sich die Kosten für den Wiederaufbau des
Irak über die nächsten 3 Jahre auf 100
Mrd. Dollar belaufen werden. Aber un-
abhängige Experten schätzen, dass die
Ausgaben für das Militär und den
Wiederaufbau bis zu 600 Mrd. Dollar be-
tragen werden.

In einer Zeit, in der die öffentliche
Hand immer mehr Arbeitskräfte entlässt
und die notwendigsten Sozialprogramme
immer weiter gekürzt werden – auch die
Ausgaben für die Sicherheit – ist es mo-
ralisch nicht vertretbar, der Bushregie-
rung diese riesigen Summen zu bewilli-
gen, damit sie ihre Ziele im Irak durch-
setzen kann.

Ein großer Teil dieser Gelder wird in
den Taschen jener Konzerne landen, die
enge Beziehungen zum Weißen Haus ha-
ben. Am meisten wird dabei die Firma
von Vizepräsident Cheney, Halliburten,
einstecken, mit ihren Sonderverträgen
werden sie einen Gewinn von 400 Mio.
Dollar machen können, ein Gewinn, der
vom amerikanischen Steuerzahler sub-
ventioniert wird. Die Fa. Bechtel hat
staatliche Aufträge im Wert von 680 Mio.
Dollar erhalten, u.a. um die Kanalisation
und die Wasserversorgung im Irak zu mo-
dernisieren. Diese Jagd nach Profiten
wird von amerikanischen Soldaten be-
schützt, die selbst täglich von neuen An-
griffen bedroht werden. Das Ziel dieser
Regierung ist die Privatisierung der Wirt-
schaft im Irak und die Errichtung einer
Freihandelszone in dieser Region,der Ge-
winner dieser Politik wird das amerika-
nische Big Business sein, nicht die iraki-
schen Arbeiter.

Nachdem durch den Krieg so viele Ar-
beitsplätze zerstört worden sind, sind
heute viele irakische Familien völlig
mittellos. US-Soldaten haben Ende Juli
Demonstranten der Vereinigung der Ar-
beitslosen angegriffen, als sie gegen die
schlechte Behandlung der Arbeitslosen
durch amerikanische Konzerne und das
Militär friedlich protestieren wollten.
Die Verhaftung von 52 führenden Mit-
gliedern dieser Vereinigung am 2. August
zeigt deutlich, welche Art von „Demo-
kratie“ die Bushregierung im Irak an-
strebt.

Es liegt in der Natur der Sache, dass
man Demokratie nicht von oben nach un-

ten erzwingen kann. Die Menschen im
Irak sollten über ihre Zukunft selbst be-
stimmen können und die Verfügungsge-
walt über ihre eigene Ressourcen erhal-
ten. Das wäre die einzige demokratische
Lösung.

Die Delegierten der 67. UE Konferenz
im September haben damals erklärt,dass
„die Bushregierung die Bedrohung durch
den Irak absichtlich aufgebauscht hat,
um den Wehretat künstlich aufzublähen,
um ihren Freunden in der Ölindustrie die
Kontrolle über die Ölproduktion im Na-
hen Osten zu ermöglichen und um bei den
Wahlen die Kandidaten der Republika-
nischen Partei zu unterstützen, die die
Interessen der Großkonzerne vertreten.
Das alles wird uns nicht vor Terroristen
schützen, sondern die Arbeiter in den
USA und im Ausland benachteiligen.“

Wir meinen, dass die Ereignisse der
letzten Zeit diese Erklärung bestätigt ha-
ben. Um keine Missverständnisse auf-
kommen zu lassen: Saddam war ein grau-
samer Tyrann, niemand wünscht sich sei-
ne Herrschaft zurück. Aber wir sollten
uns nicht täuschen lassen, die Amerika-
ner wurden nicht wegen der Verbrechen
Saddam Husseins in den Krieg geschickt.
Dafür gibt es in der Welt zu viele Dikta-
toren. Aber nicht jeder Diktator kontrol-
liert die zweitgrößten Ölreserven der
Welt.Das konnte nur Saddam – bis er von
der mächtigen USA vertrieben wurde.
Saddam Husseins blutrünstiges Regime
ist von den früheren amerikanischen Ad-
ministrationen mit Material unterstützt
worden, auch von der ersten Bushregie-
rung, solange sein Regime für die Ziele
der US-amerikanischen Außenpolitik
von Vorteil war.

Präsident Bush hat das amerikanische
Volk über die Gründe für den Krieg
mehrfach belogen, Öl hat er dabei nie er-
wähnt. Er hat versucht, das Regime im
Irak mit dem Netzwerk der Terroristen in
Verbindung zu bringen. Diese Verbin-
dung gibt es aber nicht. Er hat behaup-
tet,dass der Irak über chemische und bio-
logische Waffen verfügt und weiterhin
produziert. Aber diese Waffen existieren
nicht. Bush benutzte gefälschte Informa-
tionen, um zu beweisen, dass der Irak in
Nigeria Uran kaufen würde. Inzwischen
musste er gezwungenermaßen zugeben,
dass diese Informationen falsch waren
und nun hofft er, dass alle seine anderen
Lügen übersehen oder vergessen werden.

Wir sind gegen diesen Krieg, denn von
Anfang an war uns das Schicksal der
Frauen und Männer in Uniform wichtig,
viele von ihnen sind unsere Mitglieder,
Verwandte, Freunde und Kollegen. Wir
werden keine Ruhe finden,bis sie alle au-
ßer Gefahr und wieder sicher zu Hause
sind.Nach unseren Erfahrungen mit dem
Krieg in Afghanistan glauben wir unse-

rer Regierung nicht mehr, wenn sie uns
schnelle Siege verspricht oder behauptet,
sie kümmere sich um das Wohl der Sol-
daten.

Das beste Geschenk, das wir den Män-
nern und Frauen in den Streitkräften ma-
chen können, ist eine neue, demokrati-
sche Außenpolitik, die den Interessen des
amerikanischen Volkes dient und nicht
den Interessen der Konzerne – eine Poli-
tik, die den Frieden und die Sicherheit
fördert, auf der Grundlage des Rechts-
staats und dem Willen der Gemeinschaft
der Nationen, der durch die UNO reprä-
sentiert wird.

Daher hat die 68. Delegiertenkonfe-
renz der UE (24–26.8.2003) folgende Re-
solutionen verabschiedet: 

„Wir rufen die Regierung Bush dazu
auf, sämtliche militärische Operationen
im Irak und in Afghanistan sofort einzu-
stellen und die Soldaten der US Streit-
kräfte nach Hause zu entlassen. Der
Wiederaufbau des Irak soll von einer
wirklich multinationalen Friedenstrup-
pe organisiert werden, unter der Kon-
trolle der Vereinten Nationen, und die
Vereinigten Staaten sollen ihrer Ver-
pflichtung nachkommen,den Wiederauf-
bau zu finanzieren.

Wir unterstützen die Organisationen
„Bring them Home Now“ (bringt sie so-
fort nach Hause),„Military Families Spe-
ak Out“ (Angehörige der Soldaten pro-
testieren), „Veterans for Peace“ und ähn-
liche Initiativen.

Wir fordern die Ernennung eines un-
abhängigen Untersuchungsausschuss im
Kongress, um die Kriegsprofite und die
Machenschaften zu untersuchen, die zu
der Vergabe der lukrativen Verträge zum
Aufbau des Irak geführt haben.

Wir unterstützen alle Maßnahmen die
verhindern sollen, dass die Industrie, die
Serviceindustrie und die natürlichen
Ressourcen des Irak von den mächtigen
multinationalen Konzernen übernom-
men werden.

Wir unterstützen das Recht der iraki-
schen Arbeiter, sich gewerkschaftlich zu
organisieren.

Wir unterstützen das Bündnis „Labor
against War“ und die Konferenz des
Bündnisses „US Labor for Peace“ am 24.-
26. Oktober 2003, wir rufen alle Orts-
gruppen und Betriebsgruppen dazu auf,
Delegierte zu dieser Konferenz zu schi-
cken.

Wir halten es für dringend erforder-
lich,dass auf allen Ebenen der UE weiter-
hin über den Irakkrieg und die Besatzung
diskutiert wird, dass wir uns informieren
und uns an allen Aktionen beteiligen, die
gegen die Besatzung des Irak protestie-
ren.
Quelle: ZNet 25.9.2003, www.zmag. org, Überset-
zung: Hanne Corniels, www.forumaugsburg.de

Gewerkschaft der Elektriker, Radio- und Maschinenarbeiter (UE) beschließt Resolution gegen den Irak-Krieg

Bringt die Soldaten sofort nach Hause!
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„Hinter Mauern wächst kein Friede“
Unter dieser Parole rufen palästinensi-
sche Agrar- und Umweltorganisationen
für den 9. November zu einem „Interna-
tionalen Protesttag gegen die Mauer“
auf. Gemeint ist die von israelischem Mi-
litär errichtete „Sicherheitsmauer“ aus
Beton um israelische Siedlungen im be-
setzten Palästina und zwischen israeli-
schem und palästinensischem Gebiet. In
einer Unterschriftensammlung,die unter
anderem von der Deutsch-Palästinensi-
schen Gesellschaft in Berlin organisiert
wird, wird die „sofortige Beendigung des
völkerrechtswidrigen Baus der ‚Apar-
theid-Mauer‘ verlangt und kritisiert:

„Was angeblich Sicherheit für Israel
bringen soll, zerstört ausschließlich pa-
lästinensischen landwirtschaftlich ge-
nutzten fruchtbaren Boden und vernich-
tet damit die oft einzige Einkommens-
quelle palästinensischer Bauern.Über 31
Grundwasserquellen palästinensischer
Dörfer werden dadurch auf die israeli-
sche Seite gebracht. 2.200 Tonnen Oli-
venöl pro Saison, Produktion von 50 Ton-
nen Früchten und 100.000 Tonnen Ge-
müse und damit die Lebensgrundlage
von vielen palästinensischen Familien
werden zerstört.100 Gebäude und Wohn-
häuser wurden bereits zerstört, weitere
sollen noch folgen. Ca. 14.000 Menschen
werden in der Pufferzone, der „Sicher-
heitszone“ zwischen Mauer und grüner
Grenze, von der Westbank getrennt.Wei-
tere Bauphasen sind geplant, um Sied-
lungen im Zentrum der Westbank einzu-
schließen. Die Errichtung eines palästi-
nensischen Staates würde dadurch ver-
hindert.“ (www.pengon.org)

Türkei: Proteste in kurdischen
Städten
In den kurdischen Städten der Türkei
nehmen die Demonstrationen und Aus-
einandersetzungen mit der Polizei wie-
der zu.Vor allem Frauen und Jugendliche
unterstützen die von der PKK-Nachfol-
georganisation KADEK ausgerufene
Kampagne für Frieden und eine demo-
kratische Lösung der kurdischen Frage in
der Türkei. Außerdem fordern sie eine
Verbesserung der Haftbedingungen des
auf der Insel Imrali inhaftierten KA-
DEK-Ehrenvorsitzenden Öcalan.

Gleichzeitig geht der seit einem Monat
andauernde Hungerstreik von 170 Ge-
fangenen aus dem KADEK-Spektrum in
17 Gefängnissen für demokratische Re-
formen weiter.

In Diyarbakir wurden mehr als 150
Menschen festgenommen, als sie vor dem
Justizgebäude eine Änderung ihres Na-
mens gefordert hatten. Im Rahmen der
EU-Anpassungsgesetze hatte das türki-
sche Parlament kurdische Vornamen ge-
nehmigt. Nachträglich erließ das türki-
sche Innenministerium aber ein Verbot
von Namen mit den Buchstaben Q, X und
W, da diese nicht im türkischen Alphabet
vorkommen. Ein Großteil der kurdischen
Namen ist damit weiterhin illegal. Als
Reaktion darauf haben zahlreiche Kur-
den bei den Gerichten Anträge auf die
Beibehaltung der Namen in der kurdi-
schen Schreibweise gestellt. So bean-
tragte der Istanbuler Vorsitzende der pro-
kurdischen Demokratischen Volkspartei
DEHAP, Metin Toprak, eine Änderung
seines Namens in Welad Amedi, da seine
Eltern ihm zu Zeiten des offiziellen Kur-

disch-Verbots diesen Namen
nicht geben  konnten. Auch
Betreiber von Schulen für kur-
dische Sprache werden weiter
schikaniert.So wurde in Batman dem Be-
treiber einer solchen Schule die Zulas-
sung mit dem „Argument“ verweigert,
seine Schultür sei nur 85 cm breit, vorge-
schrieben seien 90 cm. (nach junge welt,
1.11.03)

Proteste gegen Morde an Frauen in
Mexiko
„Seit 1993 sind in den mexikanischen
Städten Ciudad Juárez und Chihuahua
370 Frauen ermordet worden.Mindestens
ein Drittel dieser Frauen war vor ihrem
Tod massiver sexueller Gewalt ausge-
setzt. 75 Leichen konnten bislang nicht
identifiziert werden. Die meisten Taten
sind bis heute nicht aufgeklärt.“ Mit die-
sem Vorwurf haben mexikanische Frau-
enorganisationen eine Kampagne gestar-
tet, mit der sie auch im Internet Unter-
schriften sammeln, um diese an die me-
xikanische Regierung und den obersten
Gerichtshof des Staates Chihuahua zu
schicken.

„Nach Angaben von lokalen Men-
schenrechtsorganisationen sind weitere
400 Frauen spurlos ‚verschwunden‘.Vie-
le Opfer arbeiteten in der Nähe der Gren-
ze zu den USA in Fabriken, die von aus-
ländischen Firmen errichtet werden, um
das niedrige Lohnniveau auszunutzen“,
schreiben die Organisatorinnen.

Ein Bericht des Lateinamerika-Pres-
sedienstes Poonal beschreibt die Situa-
tion in der Gegend südlich von El Paso:
„In dieser etwas trostlosen Gegend flo-
riert nicht nur der grenznahe Drogen-
handel, der die Kriminalitätsraten in die
Höhe schießen ließ. In der Umgebung ha-
ben sich viele Maquilas angesiedelt, so-
genannte Teilfertigungsfabriken. Hier
lassen große US-amerikanische oder ja-
panische Unternehmen die arbeitsinten-
siven Phasen der Produktion erledigen,
zum Beispiel in der Textilindustrie. Die
Löhne, die in den Maquilas gezahlt wer-
den, sind ärmlich, die Arbeitsbedingun-
gen prekär. Die große Mehrheit der Ma-
quilas-Beschäftigten sind Frauen –weil
sie im Gegensatz zu Männern bereit sind,
so niedere Tätigkeiten anzunehmen, um
ihre Kinder zu ernähren.Andere arbeiten
in der Prostitution, in Bars oder als Kell-
nerin in Restaurants … Die Vereinzelung,
Armut und Arbeitsschichten, die oft mit-
ten in der Nacht aufhören, machen es po-
tentiellen Frauenmördern leicht.“ Inzwi-
schen mehren sich auch ungeklärte Mor-
de an Frauen in der Provinzhauptstadt.
Gemeinsam mit amnesty international
haben die Frauenorganisationen deshalb
ihre Kampagne gestartet. Durch koordi-
nierte Aktionen, unterstützt von Frauen-
gruppen in benachbarten Städten der
USA, soll der Druck auf Regierung und
Justiz erhöht werden, um die Morde auf-
zuklären und die Täter zu fassen.

Zusammstellung: rül

Mit einem landesweiten Protesttag hat die US-Friedensbewegung am 1. No-
vember ihre Forderung nach Abzug der US-Truppen aus dem Irak bekräftigt.
„Bush ist ein Lügner“, „Militärfamilien und Veteranen fordern: Bringt unsere
Jungs nach Hause!“ und andere Parolen waren auf den Aktionen (Bild: Wa-
shington) zu sehen. Am 6. Dezember soll erneut ein landesweiter Protesttag ge-
gen die fortdauernde Besatzung des Iraks durch US-Truppen organisiert wer-
den. (Fotos: Indymedia)



10 REGIONALES UND GEWERKSCHAFTLICHES • PB 23/2003

Kirche von unten unterstützt Straf-
anzeige gegen Kardinal Meisner
KÖLN. Die Initiative Kirche von unten
(IKvu) begrüßte am 30.10.2003  die Straf-
anzeige, die der Kölner Lesben- und
Schwulentag (KLuST) gegen Kardinal
Meisner gestellt hat. Der Kölner Erz-
bischof hatte in Budapest auf einer Ta-
gung der Konrad-Adenauer-Stiftung
und der Hanns-Seidel-Stiftung im Zu-
sammenhang mit Schwulen und Lesben
von „Todeskeimen“ gesprochen, die „den
gesunden Organismus vergiften“ und die
„der europäische Mensch“ „ausschwit-
zen“ müsse. Mit dieser Sprache doku-
mentiert Meisner seine geistige Heimat:
eine Mentalität, die alles aus der Gesell-
schaft ausgrenzt,was nicht der Norm ent-
spricht. „Der Erzbischof von Köln repro-
duziert in übelstem Gossenchargon
Stammtischgeschwätz und verspielt da-
mit auf skandalöse Weise die Würde sei-
nes Amtes. Jeder andere in leitender Po-
sition hätte aufgrund solcher Äußerun-
gen längst sein Amt verloren,doch die Bi-
schofskonferenz duckt sich feige und
wartet darauf, bis sich das öffentliche
Interesse anderem zuwendet. Doch die-
ser Bischof ist eine Schande für sein Amt
und für sein Bistum“,so Verena Mosen für
die IKvu. www.ikvu.de 

Welt-Aids-Tag 2003 am 1. Dezember
„Ausgrenzung abwehren“
BERLIN. Mit dem Motto „Ausgrenzung
abwehren“ beteiligen sich die Deutsche
AIDS-Hilfe e.V. (DAH) und die Bundes-
zentrale für gesundheitliche Aufklärung
(BZgA) an der weltweiten Kampagne
rund um den Welt-AIDS-Tag 2003 am 1.
Dezember. Unterstützt werden sie dabei
von vier Abwehrspielern des FC Bayern
München, allesamt Nationalspieler: Ro-
bert Kovac (Kroatien), Owen Hargreaves
(England), Sammy Kuffour (Ghana) und
Willy Sagnol (Frankreich) waren sofort
bereit, als „Blickfänger“ auf das Thema
aufmerksam zu machen. „Wir selbst ha-
ben zum Glück wenig Probleme mit Aus-

grenzung“, sagt Sammy Kuffour, „aber
wir wissen, was Diskriminierung bedeu-
tet und dass man sie abwehren muss!“

Die internationale Welt-AIDS-Kam-
pagne mit dem Titel „live and let live“ (le-
ben und leben lassen) will auf Ausgren-
zung – z. B. von kulturellen oder sexuel-
len Minderheiten, aber auch von Men-
schen mit HIV und AIDS – und ihre
schädlichen Folgen hinweisen, zum En-
gagement gegen Diskriminierung aufru-
fen und für Solidarität werben. Im Zen-
trum der deutschen Kampagne steht da-
bei die Situation von Migrantinnen und
Migranten hierzulande: Ihr Anteil an den
neu festgestellten HIV-Infektionen ist in
den letzten Jahren stark gestiegen. „Aus-
grenzung abwehren gilt aber für jede Dis-
kriminierung und auch im internationa-
len Maßstab“, erklärt die Geschäftsfüh-
rerin der Deutschen AIDS-Hilfe, Hanne-
lore Knittel.„Diskriminierung erschwert
den Umgang mit der Epidemie und auch
die Aufklärung – und sie verstärkt die
Wucht, mit der AIDS Einzelne, Familien,
Gesellschaften und ganze Regionen trifft.

www.aidshilfe.de

„Einlass nur für Weiße?“ – Opfer-
beratung kritisiert Diskotheken
ROSTOCK.Offenbar werden Menschen mit
dunkler Haut an einigen Türen von Dis-
kotheken in Mecklenburg/Vorpommern
gezielt abgewiesen. Dem Beratungsver-
ein für Betroffene rechter Gewalt LOBBI
wurde von mehreren derartigen Fällen
berichtet.So soll afrikanischen Gästen in
Pasewalk, Bad Doberan und Rostock der
Eintritt verwehrt worden sein. Auch in
Anklam erhielten Asylbewerber keinen
Einlass.Der dortige Diskothekenbesitzer
initiierte auch Aktionen gegen ein ge-
plantes Flüchtlingsheim. Die wenigen
Möglichkeiten von Flüchtlingen, am ge-
sellschaftlichen Leben teilzuhaben, wer-
den damit weiter beschränkt. Mit einem
solchen Vorgehen unterstützen die Dis-
kotheken-Betreiber die Aktionen von
Neonazi-Schlägern. Schon jetzt meiden
einige Asylbewerber derartige Veranstal-
tungen aus Angst vor rechten Angriffen.
Dass Menschen nur aufgrund ihrer Haut-
farbe oder ihrer Herkunft von öffent-
lichen Veranstaltungen ausgeschlossen
werden, ist nicht hinnehmbar. Zwar gibt
es in der Bundesrepublik Deutschland
noch kein Anti-Diskriminierungsgesetz,
eine derartige Praxis ist aber grundge-
setzwidrig und könnte zu einem Fall für
die Gewerbeaufsicht werden.

www.lobbi-mv.de

Innensenator gewinnt Big Brother
Award wegen Handymanipulation
BIELEFELD. Einer der begehrten Big Brot-
her Awards ging in diesem Jahr nach Ber-
lin. Der bekannte Preis von Datenschüt-
zern und Bürgerrechtlern wurde am
24.10.2003 in Bielefeld u.a. an den Berli-
ner Innensenator Dr. Erhardt Körting
überreicht. Der Preis wird alljährlich für
herausragende Leistungen bei der De-
montage des Datenschutzes und der Bür-
gerrechte verliehen. Mit der Preisverlei-
hung wird der besondere Einsatz Kör-
tings für die umstrittene Fahndungsme-
thode stille SMS gewürdigt.Mit Hilfe der

MANNHEIM. An drei Tagen vom 23. bis
25. Oktober 2003 führten 25 kurdische
Frauen und Männer auf dem Parade-
platz im Zentrum von Mannheim einen
Hungerstreik durch. Mit dem Hunger-
streik, Teil einer europaweiten Kam-
pagne der Konföderation kurdischer
Vereine, wollten sie auf ihr Anliegen –
demokratische und friedliche Lösung –
aufmerksam machen.

Zentrale Forderung dabei: Anerken-
nung der kurdischen Identität und der
Bürgerrrechte für alle KurdInnen in der
Türkei! Sie forderten außerdem ein En-
de der lebensbedrohlichen Isolations-
haft von Abdullah Öcalan und eine Ge-
neralamnestie für alle politischen Ge-
fangenen.

Kommunal-Info Mannheim, scr
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stillen SMS gelingt es der Berliner Poli-
zei, den Standort von Straftatverdächti-
gen zu ermitteln.Mittels einer unbemerkt
am Handy eingehenden und von der Po-
lizei versandten SMS verrät das Gerät
dem Telekommunikationsnetz den jewei-
ligen Standort des Betroffenen. Körting
hatte den Einsatz dieses nach Auffassung
von vielen Juristen rechtswidrigen Ein-
griffs in Grundrechte mit dem besonders
originellen Argument verteidigt, man
müsse sich entscheiden, ob man „Täter
oder Opfer von Straftaten schützen wol-
le“. Die Humanistische Union, einer der
Mitveranstalter des Big Brother Award
warnt vor einem zunehmenden Schaden
für Grundrechte und Demokratie durch
unverhältnismäßige Grundrechtsein-
griffe. Sie fordert aktive Schutzmaßnah-
men des Staates zur Rettung des in Arti-
kel 10 Grundgesetzes geschützten Fern-
meldegeheimnisses.

www.humanistische-union.de

„Stoppt alle Abschiebungen“
Aktionen bei Innenministertagung
JENA. Vom 19. bis zum 20. November tref-
fen sich die Innenminister der deutschen
Bundesländer in Jena.Aus diesem Anlass
rufen „The Voice Africa Forum“, die
Brandenburger Flüchtlingsinitiative,
Die Karawane und andere Flüchtlings-
gruppen zu einem breiten Protest auf.
Während der Konferenz soll es Demon-
strationen, Kundgebungen, Kampagnen,
Hearings und Diskussionen zu Abschie-
bung und Residenzpflicht sowie interna-
tionale Solidaritätsveranstaltungen zu
Togo, für die Roma und für den Iran ge-
ben. Auch kulturelles Programm ist in
Planung mit Percussion, Konzerten und
Ausstellungen, einschließlich widerstän-
diger und spaßvoller Straßenkunst. Eine
bundesweite Demonstration beginnt am
Donnerstag, den 20. 11. 03 ab 13 Uhr vom
Holzmarkt im Stadtzentrum Jena.

www.basicrights.de/munich

„Gedenken alleine reicht nicht aus“
VVN-BdA zum 9. November
BERLIN. Zum Jahrestag der antijüdischen
Pogrome vom 9. November 1938 schreibt
die Bundesvereinigung der Verfolgten des
Naziregimes/Bund der Antifaschistin-
nen und Antifaschisten (VVN-BdA): „Mit
dem jährliche Gedenken an den 9. No-
vember 1938 ehren wir die Menschen,de-
nen in und seit jener Pogromnacht – legi-
timiert durch die deutsche Rassegesetz-
gebung – als „Nichtarier“ zuerst das Bür-
gerrecht eingeschränkt und schließlich
im Dauerpogrom der „Endlösung der Ju-
denfrage“ das Leben genommen wurde.
Das Nein zum Antisemitismus und jede
moralische Entrüstung über den aktuel-
len Antisemitismus bleiben wichtig, aber
sie reichen nicht aus, um im Denken tief-
verwurzelte antisemitische Vorurteile zu
überwinden. Gedenktage wie der 9. No-
vember müssen im Lebenslauf aller
Nachgeborenen verbleiben, damit die

Frage wach gehalten wird, ob etwa der
primitive Mechanismus der Erklärung
von Krisen und Katastrophen immer
noch mit (organisierter) Pogromstim-
mung gegen Sündenböcke funktioniert
oder ob verantwortliche Bürger eine
sachliche Ursachendiskussion solcher
Konflikte fordern. Jährliches Erinnern
an die Pogromnacht von 1938 hat auch
die Aufgabe, die entschuldigenden Flos-
keln von: „Wir wussten doch gar nichts“
bis zu: „Man konnte sowieso nichts ma-
chen“ zu entlarven. Jedes Gedenken an
die Opfer der faschistischen Ideologie ist
aufs Neue eine Herausforderung zur So-
lidarität, die auch heute lebensrettende
Bedeutung für Gerechtigkeit und Frieden
hat. Zivilcourage wurzelt im steinigen
Boden der Kenntnis unserer Geschichte.
Aber gerade diese Kenntnis ist Bedin-
gung dafür, dass nicht neue Entschuldi-
gungsfloskeln zur Alibirhetorik verwei-
gerter Solidarität werden. Solidarität
aber ist heute wichtiger denn je. Sich ge-
gen Antisemitismus und Neofaschismus
zu engagieren bleibt gemeinsame Aufga-
be für uns alle, unabhängig von Religion,
Weltanschauung und Herkunft. Der
Antisemitismus ist nicht allein eine Be-
drohung jüdischer
Menschen – er richtet
sich gegen jegliche
Form demokratischen
und humanistischen
Lebens. Deshalb müs-
sen wir uns ihm auch
gemeinsam entgegen
stellen.“

www.nrw.vvn-bda.de

Unterschriftenaktion
für Biowaffenverbot
BERLIN. Die Ärzteorga-
nisation IPPNW, the
sunshine project, BdWi,
vdw, Greenpeace und
medico international
fordern in einer gemeinsamen Unter-
schriftenaktion klare Grenzen für die
Deutsche Biowaffen-Forschung:

„Die Kontrolle biologischer Waffen
befindet sich in einem katastrophalen
Zustand. Die US-Regierung torpediert
alle Versuche,das globale Biowaffen-Ver-
bot zu stärken. In dieser schwierigen Si-
tuation sind eigenständige Maßnahmen
einzelner Staaten die einzige Chance,
doch noch ein biologisches Wettrüsten zu
verhindern. Auch die Bundesregierung
ist jetzt gefordert, ein deutliches politi-
sches Signal zu setzen: ein Signal für ei-
ne biologische Rüstungskontrolle und
gegen den ungehemmten militärischen
Missbrauch von Bio- und Gentechnolo-
gie. Unterstützen Sie mit Ihrer Unter-
schrift die Forderung an Außenminister
Fischer und Verteidigungsminister
Struck, für die deutsche Biowaffen-Ab-
wehrforschung klare Grenzen und voll-
kommene Offenheit zu garantieren.

Mehr Info und Unterschriftenlisten
unter: www.ippnw.de

Proteste der Studierenden gegen
Studiengebühren in Hessen
FRANKFURT A.M. Zwei Tage nach der Ent-
scheidung des Hessischen Landeskabi-
netts zur Einführung von Langzeitstu-
diengebühren haben sich am 29. Oktober
2003 an der Johann Wolfgang Goethe-
Universität mehr als 5.000 Studierende
auf dem Campus versammelt, um gegen
Studiengebühren zu protestieren (Bild).
Anschließend zogen 2.000 zur Frankfur-
ter CDU-Kreisgeschäftsstelle. Einstim-
mig beschlossen die Studierenden eine
Resolution, in der es heißt: „Aufs Schärf-
ste verurteilen wir das Vorhaben der hes-
sischen Landesregierung,die Erträge aus
Langzeit- und Zweitstudiumsgebühren
zur Sanierung des Landeshaushalts zu
verwenden. Gleichzeitig wenden wir uns
gegen die Kürzung des hessischen Hoch-
schuletats um 30 Millionen Euro. Statt
dessen fordern wir Reformen zur Siche-
rung der Chancengleichheit beim Hoch-
schulzugang und die Garantie auf ein
kostenfreies Studium und eine eltern-
unabhängige Finanzierung. Wir kritisie-
ren die eklatante Kurzsichtigkeit der
hessischen Landesregierung und fordern

sie auf, das Studienguthabengesetz und
das Gesetz zum Verwaltungskostenbei-
trag umgehend zurückzunehmen!“

Zur gleichen Zeit fand an der Univer-
sität Gießen zum selben Thema eine Voll-
versammlung statt, an der 2.500 Studie-
rende teilnahmen.

Auch die Vollversammlung der Uni
Kassel bekräftigte mit einer Demonstra-
tion von 700 Studierenden zur Kasseler
CDU-Geschäftsstelle ihre Forderungen.
Einstimmig verabschiedete die Vollver-
sammlung außerdem eine Aufforderung
an das Uni-Präsidium, dem Ministerprä-
sidenten Koch angesichts seiner Vergehen
gegen ein gebührenfreies Studium Haus-
verbot zu erteilen.

Als nächster Termin wird die Großde-
monstration am 18.11.2003 in Wiesbaden
vorbereitet, welche sich u. a. auch gegen
das Sparpaket der hessischen CDU-Lan-
desregierung richtet als auch gegen die
geplanten Studiengebühren.

www.asta.uni-frankfurt.de
www.innovative-liste.de
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Kirchenkritische Verbände fordern:

Nicht Unterzeichnen!
Gemeinsame Stellungnahme vom 28.Ok-
tober 2003 von sechs Verbänden* zum be-
absichtigten Konkordat (Vertrag) zwi-
schen dem Land Brandenburg und dem
Heiligen Stuhl. Beabsichtigte Unter-
zeichnung des Konkordats: 12. Novem-
ber. Abstimmung im Landtag über das
Konkordat: 14. November 

Vorangestellte Thesen: 

11.. Das Konkordat ist nicht erforderlich. 
22.. Das Konkordat ist faktisch unkündbar. 
33.. Das Verfahren zur Vertragserstellung ist
undurchsichtig und unparlamentarisch. 
44..  Den Sonderrechten und Privilegien für die
katholische Kirche stehen keine angemes-
senen Leistungen gegenüber. Die effektiven
Kosten des Konkordates übersteigen bei
weitem die auf den ersten Blick ersichtlichen
1,15 Millionen Euro pro Jahr. 

Vorangestelltes Fazit:

Der Ministerpräsident wird dringend aufge-
fordert, das Konkordat nicht zu unterzei-
chen. An die brandenburgischen Landtags-
abgeordneten wird appelliert, ihrer demo-
kratischen Verantwortung gerecht zu wer-
den und das Konkordat im Landtag abzu-
lehnen. 

1. Das Konkordat ist nicht erforderlich.

Eine Notwendigkeit zum Abschluß des
Konkordates besteht nicht.

In vielen Teilen wiederholt der Ver-
tragstext bestehende gesetzliche Rege-
lungen und ist insoweit überflüssig.

Die von der katholischen Kirche ge-
wünschte zusätzliche Absicherung be-
reits bestehender Rechte auf der ange-
strebten überstaatlichen Ebene,zeigt das
tief verwurzelte Mißtrauen der selbst un-
demokratisch verfassten katholischen
Kirche gegenüber Demokratie und
Rechtsstaatlichkeit auf.

Der katholischen Kirche ist es – wie je-
dem anderen Rechtsteilnehmer auch –
zuzumuten sich auf die bestehende Ge-
setzeslage zu verlassen und keine Extra-
versicherung auf „internationaler“ Ebe-
ne zu verlangen.

Gleichzeitig verschleiern harmlos er-
scheinende Formulierungen den Blick
auf die vielfältigen privilegierenden
Sachverhalte des Konkordates.

Die Vertragsinhalte, die jedoch der ka-
tholischen Kirche ausschließlich,oder le-
diglich neben der evangelischen Kirche
in Brandenburg, eingeräumt werden,
müssten dem Gleichheitsgrundsatz ent-
sprechend, allen derzeitigen und mögli-
cherweise zukünftigen Weltanschau-
ungs- und Religionsgemeinschaften in
Brandenburg eingeräumt werden.

Geeignetes Mittel hierzu ist nicht der
Weg über Einzelverträge mit jeder dieser
Gemeinschaften,sondern – unter Vermei-
dung von Einzelfallregelungen – der Weg
des allgemeinen Gesetzes. [ … ]

In der lebhaften Polemik rund um das
Konkordat (dokumentiert bei www.ib-
ka.org) wird die Form des Vertrages kri-
tisiert (unkündbar, internationales Ab-
kommen), es wird festgehalten, dass eine
Privilegierung der kath. Kirche vorliegt
und weiter dass damit einer Missionie-
rung der mit 70 Prozent kirchenferner
Brandenburger gefördert würde. Beun-
ruhigend bleibt dabei, dass diese Kritik
auf das tatsächliche Geschehen nicht
durchgreift. Das Konkordat wird also
kommen und bundesweit wird das Netz
der Verträge ausgebaut, die den christ-
lichen Kirchen Privilegien sichern. Wa-
rum läuft das so, obwohl die Kritik aus-
führliche und treffende Argumente vor-
zutragen hat (siehe die nebenstehend do-
kumentierte Stellungnahme)?

In der neueren politischen Theorie
kommt vor allem John Rawls mehrfach
darauf zu sprechen, dass die politischen
Ansichten, die in modernen Gesellschaf-
ten wirken, sich ordnen ließen unter An-
sichten einerseits „vom Rechten“ und an-
dererseits „vom Guten“. Was als das
Rechte Gesetz werden kann, muss unter
anderen Gesichtspunkten und mit ande-
ren demokratischen Verfahren entschie-
den werden als die Feststellung dessen,
was Menschen für „gut“ halten.* Rawls
argumentiert, das Rechte und das Gute
ergänzten einander, das Rechte ziehe die
Grenze, das Gute zeige den Sinn. So weit
Rawls.

Es leuchtet auf den Schlag ein, dass
nackter Terror der Tugend folgen muss,
wo immer welche versuchen, den ganzen
Katalog dessen, was sie für „gut“ halten,
anderen Leuten aufzuherrschen. Genau-
so sicher ist umgekehrt, dass eine Gesell-
schaft politisch nicht so weit geregelt
werden darf,dass es mir nicht mehr mög-
lich ist, mein Glück zu suchen, wie es mir
wohl und keinem weh tut.

Der Diskurs über das Rechte bringt ty-
pische Regeln und Institutionen hervor,
Einrichtungen im politischen Raum, die
allgemein verbindlich,eben durch Gesetz
in die Welt gesetzt werden.

Andere Regeln und Organisationen er-
zeugt der Diskurs über das Gute. Die
Freiheit, solche Regeln anzunehmen oder
abzulehnen und Organisationen, in de-
nen sie entwickelt, gepflegt, verwirklicht
oder geheuchelt werden, verlassen zu
können, muss ihren Wirkungskreis ein-
schränken.

Das Feld des „Guten“ ist unendlich
weit. Die durch Lebensumstände, Bio-
grafie,Erfahrungen und Nachdenken ge-
wonnene Blick auf dieses Feld erzeugt
unvermeidlich unterschiedliche Meinun-
gen vom Guten, die im gesellschaftlichen
Raum sich begegnen und miteinander
streiten.

Es ist nicht immer einfach, festzustel-
len, ob soziale Institutionen sich auf ge-
meinsame Vorstellungen von Rechten

oder vom Guten beziehen. Da sind die
staatlichen Institutionen, die auf Über-
einkünfte über das Rechte gegründet sein
sollten, da sind die Parteien, die unter
beiden Aspekten diskutieren, wobei der
Bezug auf die Gesetzgebung dem eine
Grenze zieht, was in Parteien letztlich
sinnvoll thematisiert werden kann. Und
da sind auf dem anderen Pol die Kirchen
und Glaubensgemeinschaften aller Art,
bei denen es darum geht, was „gut“ sei,
und die davon auch umfassende Lehren
geben. Die Tendenz solcher Organisatio-
nen, ihre Meinung vom Guten vermittels
staatlichem Zwang durchzusetzen,ist ge-
schichtsbekannt.

In der reinen Welt der Normensetzung
läßt sich die institutionelle Trennung von
Rechtem und Gutem durchhalten. In der
gesellschaftlichen Praxis kommt der
Umstand der Abhängigkeit dazu. Also:
Wenn ich ein Sozialpädagoge auf einem
schwierigen Arbeitsmarkt bin, kann es
geschehen, dass ich nicht rechtlich ge-
zwungen, aber sozial genötigt bin, mich
zu einer Kirche und damit zu einem gan-
zen Komplex von Ansichten über das Gu-
te zu bekennen, die an mir, Betroffene
drücken es oft recht drastisch aus, vor-
beigehen.Es wird also dort heikel,wo Ver-
bände, die sich auf Meinungen über das
Gute gründen, durch so genannte gute
Werke tätig werden.

Die Tendenz, das Geflecht von Kir-
chenstaatsverträgen und Konkordaten
auszubauen und zu festigen, steht in dem
Zusammenhang der Öffentlichkeit, sozi-
ale Dienste und Leistungen solchen, auf
das Gute gerichtet, mild- und wohltäti-
gen Organisationen zu übertragen.

Das ist eine Entwicklung,die nicht nur
in der oben angedeuteten Aspekten der
Schikane abhängig Beschäftigter gefähr-
lich ist. Die Ausgestaltung der entspre-
chenden öffentlichen Dienste durch die
demokratische Öffentlichkeit wird er-
schwert, wo nicht unmöglich.

Letztlich mehren sich die Fälle, in de-
nen in sozialen Einrichtungen wie Schu-
len, Krankenhäusern, bei karitativen
Diensten usw. nicht mehr Pluralität ge-
lebt und geübt wird, sondern um das Gu-
te geeifert.

Die Auseinandersetzung mit dieser ge-
fährlichen Tendenz wird zusätzlich noch
dadurch erschwert, dass das Ausgreifen
bekenntnisgebundener sozialer Einrich-
tungen kritisiert werden muss, während
die rechtliche und faktische Zurückset-
zung der jüdischen und muslimischen
Religionsgemeinschaften sowie der star-
ken Freidenkerverbände ebenfalls eine
Gefahr für die plurale Organisation der
Gesellschaft darstellt und ausgeglichen
werden muss. maf

* John Ralws, Gerechtigkeit als Fairneß, Ein Neu-
entwurf, Suhrkamp 2003, S. 218, „Die Ideen des
Guten in der Fairneß-Konzeption der Gerechtig-
keit“

Brandenburg-Konkordat vor der Verabschiedung

Alles was Recht ist – Zu viel des Guten



PB 23/2003 • REGIONALES UND GEWERKSCHAFTLICHES 13

2. Das Konkordat ist faktisch unkündbar.

Der Vertrag enthält dauerhafte Regelun-
gen.

Normalerweise enthalten Verträge, die
auf Dauer angelegt sind – dies ist jedem
Verbraucher, der einen Handy- oder
Mietvertrag abschließt, bekannt – Kün-
digungsklauseln. Es kann sich jederzeit
eine Situation – gewollt oder ungewollt –
ergeben, die die Lösung von einem Ver-
trag erforderlich machen.

Dieses Konkordat enthält allerdings
keine Kündigungsklausel.

Stattdessen gibt es mit Artikel 23 eine
sogenannte „Freundschaftsklausel“.

Hierin wird festgestellt,dass bei „Mei-
nungsverschiedenheiten über die Ausle-
gung oder Anwendung einer Bestim-
mung dieses Vertrages“ diese auf freund-
schaftlichem Wege ausgeräumt werden
sollen.

Wie realistisch ist es indessen, dass ei-
ne Vertragsseite, der fast nur Rechte ein-
geräumt werden, auf „freundschaftli-
chem“ Wege diese Rechte aufgibt? 

Eine Lösung vom Konkordat müsste
mit massiven Schlußzahlungen erkauft
werden.

Bei einer auf der Ebene des Landesge-
setzes jederzeit möglichen einseitigen
Änderung bzw.Streichung müsste wegen
der bisher angenommenen Doppelnatur
der Verträge (Vertragsebene und Geset-
zesebene) die Zustimmung der Kirche auf
Vertragsebene u.U.teuer erkauft werden.

Faktisch wird das Konkordat damit
schwer kündbar. […]

3. Das Verfahren zur Vertrags-

erstellung ist undurchsichtig und 

unparlamentarisch.

Am 12. November soll der Vertrag unter-
zeichnet werden. Danach (!), zwei Tage
später, soll im Landtag über das Konkor-
dat abgestimmt werden.

Diese Reihenfolge – Ratifikation und
anschließende Umsetzung des Vertrages
durch Gesetzesbeschluß – ist bei „inter-
nationalen“ Verträgen üblich. Als ein
internationaler Vertrag wird von der tra-
ditionellen und kirchenfreundlichen ju-
ristischen Lehrmeinung ein Konkordat
auch angesehen. Der Vertragsgegenstand
ist indes nicht international, sondern be-
trifft Landesrecht und Bundesrecht, also
innerstaatliches Recht.

Dadurch, dass ein Konkordat als
„internationaler“ Vertrag angesehen
wird, das Vertragsgenüber nicht die Bis-
tümer im Bereich des Landes Branden-
burg (dies wäre sachlich naheliegend)
sind, sondern der „Heilige Stuhl“, ver-
schärft sich die unnötige Selbstbindung
des Landes. Und wer will sich schon dem
Vorwurf ausetzen gegen „internationa-
les“ Recht zu verstoßen? 

Und wozu hat die katholischen Kirche
in Deutschland den Spezialstatus der
„Körperschaft des öffentlichen Rechts“,
wenn dann diese gar nicht in der Lage zu
sein scheint, als diese Rechtspersönlich-
keit einen Vertrag zu schließen? 

Regelungen über innerstaatliche Ver-
hältnisse sind – soweit überhaupt erfor-
derlich – durch normales Landesgesetz
(unter vorheriger Anhörung aller Betrof-
fener) oder gegebenenfalls durch norma-
len verwaltungsrechtlichen Vertrag mit
seinen Sicherungen für beide Teile zu re-
geln.Eine darüber hinausgehende Siche-
rung auf übernationaler Ebene stellt so-
wohl einen rechtlichen Fremdkörper als
auch eine ungerechtfertigte Privilegie-
rung dar.

Es bleibt auch vollkommen unklar,auf
welcher Informationsbasis die Landtags-
abgeordneten abstimmen sollen. Es fand
keine öffentliche Anhörung statt.

Die Verhandlungen wurden unter Aus-
schluß der Öffentlichkeit geführt.

Der Konkordatstext wurde offensicht-
lich weder der Presse zugänglich ge-
macht noch im Internet publiziert. Dies
sollte bei wichtigen Texten, vor allem
wenn sie die Zukunft eines Bundeslandes
langfristig beeinflußen, selbstverständ-
licher Regelfall sein.

Die in Frage kommenden humanis-
tisch-freidenkerischen Verbände wurden
trotz mittelbarer Betroffenheit (verfas-
sungsrechtliches Neutralitätsgebot)
nicht angehört. Dabei gehören in Bran-
denburg über 71 % der Bevölkerung kei-
ner Konfession an und lediglich 3,2 % der
katholischen Kirche. Nicht einmal der
Text des Konkordates wurde trotz offi-
zieller Nachfrage weder dem Branden-
burgischen Freidenker-Verband noch
dem Internationalen Bund der Konfes-
sionslosen und Atheisten (IBKA) zur Ver-
fügung gestellt.

Unter den genannten Umständen ist
eindringlich an die Abgeordneten des
brandenburgischen Landtages zu appel-
lieren, dem Konkordat am 14. November
die Zustimmung zu verweigern.

4.Den Sonderrechten und Privilegien für

die katholische Kirche stehen keine an-

gemessenen Leistungen gegenüber. 

Die effektiven Kosten des Konkordates
übersteigen bei weitem die auf den ersten
Blick ersichtlichen 1,15 Millionen Euro
pro Jahr. Normalerweise besteht ein Ver-
trag aus Rechten und Pflichten für beide
Seiten. In diesem Konkordat werden je-
doch im wesentlichen – blumige und ver-
schleiernde Formulierungen zur Seite ge-
schoben – nur Rechte für die katholische
Kirche und nur Pflichten für das Land
Brandenburg formuliert.

Beispielhaft für eine Fülle unnötiger
und in ihrer Wirkung schädlicher Ver-
pflichtungen des Landes Brandenburg,
seien im folgenden drei Themenbereiche
erläuternd angeführt.

a. Katholischer Religionsunterricht 
und Bildungseinrichtungen

In diesem Konkordat wird der katho-
lischen Kirche – nicht etwa den Erzie-
hungsberechtigten – das Recht einge-
räumt, in allen öffentlich getragenen
Schulen regelmäßig katholischen Reli-

gionsunterricht einzufordern.
Dieser Unterricht soll in die normale

Unterrichtszeit integriert werden.
Das Land Brandenburg begibt sich

hier ohne Notwendigkeit der prinzipiell
durch das Grundgesetz eröffneten Mög-
lichkeit zur Errichtung bekenntnisfreier
Schulen, also Schulen ohne jeden Reli-
gionsunterricht. Die Stellung des allge-
meinen Faches LER wird zugunsten der
Finanzierung offener Missionierung sei-
tens des weltanschaulich neutralen Staa-
tes weiter geschwächt.

Der Vertrag sieht ferner in Artikel 4,
Absatz 2 eine „hinreichende Ausbil-
dung“ für die Lehrkräfte vor, die den Re-
ligionsunterricht erteilen sollen. Das
wird – allen Erfahrungen mit solchen Ver-
trägen folgend – als eine Verpflichtung
interpretiert werden, dass das Land
Brandenburg auch für die Ausbildung
katholischer Religionslehrer aufzukom-
men hat.

Daneben werden durch Artikel 5 ka-
tholische Schulen und Hochschulen als
festes Recht anerkannt. Die besondere
Nennung dieser Einrichtungen im Ver-
trag wird dazu führen, dass das Land
Brandenburg genau solche Einrichtun-
gen auch dann noch wird finanzieren
müssen, wenn an anderen Stellen längst
der Rotstift das Sagen hat.

Die Formulierung aus Artikel 5,Absatz
2 des Konkordates: „Das Land betrach-
tet diese Bildungseinrichtungen als Be-
standteil des pluralistischen Bildungs-
systems“ verschleiert die faktische Kon-
sequenz: Katholische Bildungseinrich-
tung werden bevorzugt gegenüber ande-
ren Bildungseinrichtungen gefördert
werden.

Es genügten auch hier allgemeine Ge-
setze alle Bildungseinrichtungen des plu-
ralistischen Bildungssystems betreffend.

Weiteres Ungemach kündigt sich be-
reits in Artikel 6 an: Es wird über die Ein-
richtung theologischer Fakultäten an
brandenburgischen Universitäten philo-
sophiert.

Allerdings wird der allgemeine bran-
denburgische Steuerzahler auch hiervon
zunächst nichts mitbekommen. Nach
„bewährtem“ Prinzip soll eine „ge-
sonderte Vereinbarung“ geschlossen wer-
den.

Es steht zu befürchten, dass auch die-
se Vereinbarung in „Geheimverhandlun-
gen“ erstellt wird.

b. Katholische Medienpräsenz
In Artikel 10 werden der katholische Kir-
che „angemessene Sendezeiten für Zwe-
cke der Verkündigung und der Seelsorge
sowie für sonstige religiöse Sendungen“
in den öffentlich-rechtlichen Rundfunk-
anstalten eingeräumt.

Es bleibt unklar, was hier unter „an-
gemessen“ zu verstehen ist. Allein die
hervorgehobene, gesonderte Nennung
der Belange gerade dieser Bevölkerungs-
gruppe läßt befürchten, dass es sich auch
hier um eine mindestens tendenzielle Pri-
vilegierung handelt. Dies ist nicht nur ei-



14 REGIONALES UND GEWERKSCHAFTLICHES • PB 23/2003

ne das staatliche Neutralitätsgebot miß-
achtende staatliche Förderung der Mis-
sionierung der konfessionslosen Bran-
denburger.

Wenn es in Artikel 10 weiter heißt: „Es
[das Land Brandenburg] wird darauf
hinwirken, dass in den Programmen der
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstal-
ten die sittlichen und religiösen Über-
zeugungen der Bevölkerung geachtet
werden“ ist dies gegenüber 71 % konfes-
sionslosen Brandenburgern reiner Spott.

Es genügt vollauf das bestehende
Rundfunkrecht.

Vertrauen in faire Berichterstattung
der Journalisten sollte auch die katholi-
sche Kirche mitbringen und nicht, so ist
zu befürchten, versuchen durch Einfluß-
nahme künftige Kritik in öffentlich-
rechtlichen Rundfunkanstalten zu unter-
binden, die von der Mehrheit konfes-
sionsloser Brandenburger wesentlich fi-
nanziert werden.

c. Subventionen für die katholische 
Kirche.
In Artikel 15 und 16 des Konkordates
werden direkte, sichtbare Zahlungen in
Höhe von jährlich 1,15 Millionen Euro an
die katholische Kirche versprochen.

Hierbei handelt es sich um die Neube-
gründung so genannter Staatsleistungen.

Diese Staatsleistungen sind eigentlich
durch Auftrag zweier Verfassungen – der
der Weimarer Republik wie auch des
Grundgesetzes (Artikel 140 GG i.V.m.Ar-
tikel 138, Absatz 1 Weimarer Reichsver-
fassung) – abzulösen und einzustellen.

Eine Neubegründung, wie sie nun-
mehr vorgesehen ist, ist mit den verfas-
sungsrechtlichen Vorschriften unverein-
bar.

Schlechte bisherige Vorbilder anderer
Konkordate und Staatskirchenverträge
sollten auch in diesem Punkt keine Vor-
bilder sein.

Völlig unklar ist auch, warum in Arti-
kel 15, Absatz 1, Satz 3 des Konkordates
in fünf Jahren lediglich eine Erhöhung (!)
der Zahlung von 1 Million Euro jährlich
geprüft werden soll.

Entsprechend der verfassungsrecht-
lichen Situation wären Zielvorgaben für
eine Einstellung der – faktisch eine Reli-
gionsgemeinschaft bevorzugt subventio-
nierenden – Zahlungen zu nennen. Eine
zu erwartende ersatzlose Einstellung ist
bereits vom Wortlaut des Konkordates
nicht vorgesehen.

Diese 1,15 Millionen Euro sind aller-
dings lediglich die direkten, auf einen
Blick ersichtlichen zukünftigen Subven-
tionen zu Gunsten der katholischen Kir-
che in Brandenburg.

Darüber hinaus verzichtet das Land
Brandenburg in Artikel 20 weitgehend
auf Gebühren aus Gerichts- und Verwal-
tungsverfahren.

Diese negativen Subventionen werden
ebensowenig quantifiziert, wie eine Fül-
le weiterer kostenträchtiger Punkte des
Konkordates: Bauerhaltungsvorschrif-
ten und weitgehende Zusagen im Bereich

des Denkmalschutzes, die Erteilung von
Religionsunterricht auf Landeskosten,
die Ausbildung von Lehrkräften hierzu,
die Förderung von katholischen Bil-
dungseinrichtungen, die gegebenenfalls
erfolgende Einrichtung von katholischen
theologischen Fakultäten, die Kosten der
Seelsorgeregelung nach Artikel 8,Absatz
3, die Kosten der öffentlich finanzierten
Medienberichterstattung usw. usw.

Die effektiven Kosten des Konkorda-
tes liegen um ein Vielfaches über den er-
kennbaren 1,15 Millionen Euro.

Sämtliche dieser Leistungen wider-
sprechen im übrigen dem im jüngst er-
schienenen 19. Subventionsbericht der
Bundesregierung als zukünftigen Maß-
stab für die Erteilung von Subventionen
verkündeten Prinzip der Befristung und
teilweise dem Grundsatz der Direktheit
von Subventionen.

Es ist unverständlich, dass in Zeiten
des Rotstiftes und des Sozialabbaus,
langfristige und unbezifferte Leistungs-
versprechen gegenüber einer einzelnen
Religionsgemeinschaft in faktisch un-
kündbarer Form eingegangen werden.

Darüber hinaus fand mit Artikel 24 ei-
ne weitere in ihren Folgen kaum abseh-
bare Klausel Eingang in den Vertrag:
werden in Zukunft der evangelischen
Kirche in Brandenburg Privilegien sei-
tens der Landesregierung zugestanden,
hat die katholische Kirche automatisch
das Recht gleiche Privilegien für sich ein-
zufordern.

Solche Klauseln führen faktisch zu ei-
nem gegenseitigen Aufschaukeln der
Subventionen und Privilegierungen für
die beiden begünstigten Religionsge-
meinschaften.

Die Begründung für diese Klausel fin-
det sich in Artikel 24 selbst: „…wegen des
Gleichbehandlungsgrundsatzes …“ 

Wie es in Wirklichkeit in Brandenburg
um die Beachtung des Gleichbehand-
lungsgrundsatzes bestellt ist, ist im
Haushaltsplan für das Jahr 2004 zu er-
kennen: Alleine die sichtbaren, direkten
Subventionen für die evangelische und
katholische Kirche steigen auf über 11,5
Millionen Euro an.

Der Haushaltsansatz für Weltan-
schauungsgemeinschaften, mit denen
keine Verträge bestehen, beträgt 3.000
Euro.

Die brandenburgische Politik behan-
delt Weltanschauungs- und Religionsge-
meinschaften nicht gleichmäßig, sondern
privilegiert massiv bestimmte Religions-
gemeinschaften. […]
Gekürzt (eckige Klemmern).Vollständig unter:
www.ibka.org/artikel/ag03/brandenburg.html

* IBKA e.V., Brandenburgischer Freidenker-Ver-
band, Deutschen Freidenker-Verband, Dachver-
band Freier Weltanschauungsgemeinschaften,
Humanistischen Freidenkerbund Brandenburg,
Humanistischen Verband Berlin-Brandenburg
Gemeinsamer Ansprechpartner:
Rechtsassessor Notker Bakker, Zweiter Vorsit-
zender des IBKA e.V., Rubensstr. 12, 40789 Mon-
heim, Telefon 02173-53114, Fax 02173-931654
Mobil 0163-2409467, notkerbakker@web.de,
www.ibka.org 

Gegen die neue Woh-
nungsnot: STUTTGART. Als

einen Grund für den Nieder-
gang des Wohnungsbaus in Stuttgart
nannte der Vorsitzende des Mieterver-
eins, Gaßmann, die Zusammenstrei-
chung der städtischen Wohnungsbau-
förderung um 90% in den letzten sieben
Jahren. Die Stadt habe im Jahre 2001
durch Fehlbelegungsabgabe und Geld-
entnahme aus der stadteigenen Woh-
nungsgesellschaft 28 Mio. Euro erlöst,
aber nur noch 6 Mio. Euro in den Woh-
nungsbau investiert. Die Mitgliederver-
sammlung forderte die Stadt auf, jähr-
lich 400 neue Sozialwohnungen mit ei-
ner Förderung von 12 Mio. Euro auf den
Weg zu bringen. Durch Bereitstellung
preisgünstiger Grundstücke für die
Wohnungsgesellschaften soll die Erstel-
lung weiterer 600 Mietwohnungen zu
bezahlbaren Mieten im Jahr ermöglicht
werden. Angesichts von 30.000 fehlen-
den Wohnungen müsse das Zweckent-
fremdungsverbot dringend wieder ein-
geführt werden.

Kommunale Berichte Stuttgart

Mieten steigen schneller: HAMBURG.
Der am 16.10 .veröffentlichte neue Mie-
tenspiegel weist binnen zwei Jahren ei-
ne durchschnittliche Mietensteigerung
um 5,1 % auf. Bei großen Wohnungen,
insbesondere Altbau in gefragten
Wohnvierteln, stiegen die Mieten um bis
zu 15 %. Bis 2010 werden 64.000 der ca
163.000 Sozialwohnungen aus der Sozi-
albindung fallen, ohne dass in nennens-
wertem Maße Ersatz entsteht, weil der
Senat den Schwerpunkt auf die Förde-
rung der Eigentumsbildung legt. Gegen
alle Tatsachen spricht Bausenator Mett-
bach (Schillpartei) von einer „ent-
spannten Lage auf dem Wohnungs-
markt“. Ganz nach den Vorstellungen
des Grundeigentümerverbandes sollen
die Sozialen Erhaltensverordnungen
und die Umwandlungsverordnungen,
die die Umwandlung von Miet- in Ei-
gentumswohnungen erschweren, nicht
über 2003 hinaus verlängert werden.
Die Sozialklausel-Verordnung, nach
der Mieter in umgewandelten Wohnun-
gen zehn Jahre Sonderkündigungs-
schutz haben, ebenfalls. Mit einer
Bundesratsinitiative will der Senat das
flächendeckende Zweckentfremdungs-
verbot beseitigen.

Lokalberichte Hamburg

Grundsteuer: Berlin. Deutscher Na-
turschutzring (DNR) und Naturschutz-
bund NABU haben am 30.10.2003 in
Berlin eine nachhaltige Verbesserung
der Gemeindefinanzen gefordert.Insbe-
sondere die Grundsteuer böte nach An-
sicht von NABU und DNR ein großes Po-
tenzial, die Einnahmesituation der Ge-
meinden zu verbessern und gleichzeitig
eine ökologische Lenkungswirkung zu
erzielen. Durch die bestehende Grund-

Kom
m

unale

Polit
ik



PB 23/2003 • REGIONALES UND GEWERKSCHAFTLICHES 15

Die IG Metall führte in der Zeit vom 29. bis
31. August Teil 1 (Frankfurt am Main) und in
der Zeit vom 14. bis 18. Oktober Teil 2 (Han-
nover) ihres 20. ordentlichen Gewerk-
schaftstages durch. 598 gewählte Delegier-
te aus 171 Verwaltungsstellen in den sieben
Bezirken hatten über 690 Anträge – davon
59 Satzungsanträge – und acht
Entschließungen zur künftigen Politik der IG
Metall zu beraten und beschließen. 128 An-
träge wurden zur „Entschließung 3 – Tarif-
politik“ gestellt.

Der 20. ordentliche Gewerkschaftstag
der IG Metall fand in einer Phase fortge-
setzt massiver Angriffe auf den Flächen-
tarifvertrag statt. BDI-Chef Michael Ro-
gowski möchte am liebsten ein Lager-
feuer machen und darin das Betriebsver-
fassungsgesetz und alle Tarifverträge
verbrennen, denn er will u.a. eine länge-
re Wochenarbeitszeit und eine längere
Lebensarbeitszeit, alles natürlich ohne
Lohnausgleich. Weiterhin möchte er
Feiertage abschaffen bzw. auf das Wo-
chenende verlegen. Der Bundeskanzler
Schröder mahnt gegenüber den Dele-
gierten des Gewerkschaftstages die Neu-
justierung zwischen zentraler und be-
trieblicher Verhandlungsmacht an. Die
CDU/CSU startet eine Bundesratsinitia-
tive mit dem Ziel, wesentliche Elemente
des Tarifvertragsgesetzes, Tarifautono-
mie und Tarifvorbehalt, stark einzu-
schränken bzw. teilweise zu beseitigen.
Die Gewerkschaften fürchten nicht un-
begründet,die CDU/CSU-Initiative kön-
ne zur Verhandlungsmasse im Vermitt-
lungsausschussverfahren um die „Agen-
da 2010“ gemacht werden.

Die Institutionen des Flächentarifver-
trages und des kollektiven Arbeitsrech-
tes stehen unter starken Beschuss. Spezi-
fische historische Bedingungen haben im
Nachkriegsdeutschland bis etwa Mitte
der 70er-Jahre ein deutsches Produk-
tions- und Sozialmodell entstehen las-
sen, das für eine 20- bis 25-jährige histo-
rische Prosperitätsphase sorgte – der
Traum immerwährender Prosperität ist
aus.

Gegen Erosion der Tarifbindung

Auch wenn die Tarifbindung in den letz-
ten Jahren deutlich nachlässt, sind nach
Reinhard Bispinck1 im Jahr 2000 immer
noch 63 % aller Beschäftigten im Westen
und 44 % im Osten flächentariflich ge-
bunden. Bezieht man die Firmenta-
rifverträge und die Orientierung an Ta-
rifverträgen mit ein,so sind es sogar 85 %
im Westen und 79 % im Osten.

„Verlässt man jedoch diese Durch-
schnittsbetrachtung und schaut in ein-

zelne Bereiche, sind sehr viel deutlichere
Erosionstendenzen zu erkennen. Noch
dramatischer wird es, wenn wir die inne-
re Erosion betrachten: In der betrieb-
lichen Praxis finden sich zahllose be-
triebliche Regelungen, die die tariflichen
Normen nicht nur differenziert absen-
ken, sondern auch schlicht faktisch
unterlaufen. (…)

In den letzten zehn Jahren scheint sich
eine verhängnisvolle Anpassungsspirale
herauszubilden: Die neue Unmittelbar-
keit des Marktes in den Betrieben erzeugt
und verlangt eine zunehmende Flexibili-
sierung und Differenzierung von Arbeits-
Beschäftigungsbedingungen. Sie nicht
alleine der betrieblichen Gestaltung zu
überlassen und als Gewerkschaft hand-
lungsfähig zu bleiben, erfordert eine ent-
sprechende Anpassung der Tarifverträge.
Damit wird den Triebkräften des Mark-
tes in und zwischen den Betrieben neuer
Raum geschaffen. Ihre Dynamik ver-
stärkt sich, was wiederum den Anpas-
sungsdruck an einzelbetriebliche Ver-
hältnisse erhöht: die Spirale dreht sich
weiter.“ (Dieter Sauer2)

Zum tarifpolitischen Erfolg durch 

„erfolgsabhängige Differenzierung“ ?

In der organisationsintern geführten De-
batte um Aufrechterhaltung der tarifpo-
litischen Wirk- und Setzungsmacht der
IG Metall sowie um Sicherung bzw. Aus-
bau der Reichweite von Tarifverträgen
erblickte im Jahr 2001 ein neuer tarifpo-
litischer Ansatz das Licht der Organisa-
tionswelt. Sein Name: Zweistufigkeit
und erfolgsabhängige Differenzierung.

„In der IG Metall gibt es eine Debatte
darüber, ob die Tarifpolitik in Zukunft
stärker zweistufig anzulegen ist. Dabei
werden zwei Fragen in den Vordergrund
gestellt: Zum einen die Frage, ob für be-
triebliche Entgeltbestandteile, die ober-
halb der Tariflinie liegen, tarifliche Re-
gelungen angestrebt werden sollen. Zum
zweiten die Frage, ob und in welcher
Form sich diese an der betrieblichen
Wirtschaftskraft und betriebswirt-
schaftlichen Erfolgszahlen orientieren
können. Während die Befürworter einer
stärker zweistufigen Anlage der Tarifpo-
litik herausstreichen, dass in den Betrie-
ben, denen es gut geht, die Beschäftigten
tariflich gesichert daran beteiligt werden
müssten, heben demgegenüber kritische
Positionen darauf ab, dass dadurch die
Durchsetzungskraft für Verbesserungen,
die alle Beschäftigten in der Metall- und
Elektroindustrie betreffen, geschwächt
und die Verteilungssituation insgesamt
nicht günstiger werde.“ (Text: „Ent-
schließung 3 – Tarifpolitik“, 20. ordent-

20. ordentlicher Gewerkschaftstag der IG Metall

Personalstreit beigelegt – 
inhaltlich unscharf geblieben

steuer würden bebaubare Grundstücke
und die wegen des hohen Anteils an Er-
schließungsflächen stark flächenzeh-
renden Ein- und Zweifamilienhaus-
siedlungen am geringsten belastet, wo-
durch die Siedlungsentwicklung in
Richtung Flächenverbrauch gelenkt
werde.

Die Grundsteuer müsse daher zu-
künftig sowohl den Bodenwert als auch
die Grundstücksfläche einbeziehen.
Auch aus Gründen der Steuergerechtig-
keit sei eine Besteuerung des Boden-
werts in Höhe von 0,5 Prozent bei Wohn-
gebäuden und von 0,6 Prozent bei Ge-
werbeflächen pro Jahr angemessen. Die
Besteuerung der Grundstücksfläche
sollte bei Wohngebäuden 50 Cent und
bei Gewerbebetrieben 1 Euro jeweils
pro Quadratmeter jährlich betragen.
Die Verbände schlagen eine schrittweise
Reform der Grundsteuer vor: Nach ei-
ner Übergangszeit solle sich das Grund-
steueraufkommen von acht auf 16 Milli-
arden Euro verdoppeln. Bei einem flä-
chensparenden Reihenhaus würde eine
nachhaltige Grundsteuer nur zu einer
geringfügigen Mehrbelastung führen,
während freistehende Ein- und Zweifa-
milienhäuser und vor allem flächenzeh-
rendes Gewerbe sowie der Handel um
den Faktor drei bis sechs deutlich höher
belastet würden.

30.10.2003 www.ngo-online.de

Sparkassenprivatisierung: BERLIN.
Finanzstaatssekretär Koch-Weser äu-
ßerte in der Börsen-Zeitung, man solle
auch eine stärkere Beteiligung privaten
Kapitals im gesamten Kreditgewerbe in
Betracht ziehen.Um vermehrt Fusionen
in allen drei Säulen (öffentlich-recht-
lich,genossenschaftlich und privat) und
zwischen den Säulen zu ermöglichen,
müsste im Bereich der öffentlich-recht-
lichen Banken über alternative Rechts-
formen nachgedacht werden. Auch das
Regionalprinzip sollte in die Reform-
überlegungen mit einbezogen werden,
da es in gewisser Weise die Entfal-
tungsmöglichkeiten wettbewerbsstar-
ker Banken behindere. Der Deutsche
Landkreistag,der Deutsche Städte- und
Gemeindebund und der Deutsche Spar-
kassen- und Giroverband wiesen diese
Vorschläge einmütig zurück.Gerade der
öffentliche Auftrag und das damit un-
trennbar verbundene Regionalprinzip
förderten das Entdecken von Wachs-
tumschancen vor Ort und seien somit
ein bedeutender Grundstein für eine
gleichmäßige wirtschaftliche Entwick-
lung.Die vertretenen Auffassungen ent-
sprächen der erwarteten IWF-Kritik am
deutschen Bankenmarkt und seien we-
sentlich durch die Interessen der in der
,Initiative Finanzstandort Deutschland‘
dominierenden privaten Bankkonzerne
bestimmt. www.dstgb. de; www.land-
kreistag.de; www.sparkasse.de 

Zusammenstellung: ulj



DIHK-Chef lobt Clements
Vorstoß für längere Arbeits-
zeiten. – HB, Freitag / Sams-
tag, 24./25.10. 2003. Bundes-
wirtschaftsminister W. Clement setzt
sich vehement für längere Arbeitszei-
ten ein: in der Woche, im Jahr und be-
zogen auf das ganze Arbeitsleben müs-
se die Arbeitszeit ausgeweitet werden.
„Ich erwarte und erhoffe Bewegung in
den Tarifverträgen“, betonte er. Aufga-
be des Bundes sei es, die tatsächliche
Lebensarbeitszeit dem gesetzlichen
Renteneintrittsalter anzupassen. Die
Länder müssten über die Zahl der
Feiertage nachdenken.„Ich freue mich,
dass die Bundesregierung meinem Cre-
do folgt,dass Arbeit Arbeit schafft,sag-
te L.G. Braun, Präsident des DIHK.
„Erfahrungen in meinen deutschen Be-
trieben zeigen, dass ich durch längere
Arbeitszeiten mehr Arbeitsplätze
schaffen kann.“ Braun wird vom BDI
unterstützt, die BDA aber hält von ei-
ner schematischen Arbeitszeitverlän-
gerung nichts. Erforderlich sei viel-
mehr eine flexiblere Anpassung an be-
triebliche Bedürfnisse.

Regierung wird vor Einführung der
Mindeststeuer gewarnt. – HB, Montag,
27.10.2003. Der Präsident des Ver-
bandes Deutscher Maschinen- und An-
lagenbau warnt die Bundesregierung,
ab 2004 eine Mindeststeuer einzufüh-
ren und die Nutzung von steuerlichen
Verlustvorträgen einzuschränken.
Auch einige Manager börsenorientier-
ter Konzerne stimmen ihm zu: „Eine
Neuregelung der Verlustvorträge hätte
erheblich negative Auswirkungen auf
Unternehmen, die in zyklischen Märk-
ten tätig sind,“ so R. J. Koehler, Vor-
standschef des Stahlzulieferers SGL
Carbon.

„Agenda 2010 bietet Ansatzpunkte,
aber noch keinen Durchbruch“. –  Mitt-
woch, 29.10.2003. Für BDI-Präsident
M. Rogowski mehren sich zwar Anzei-
chen, dass die deutsche Konjunktur die
Talsohle durchschreitet. Zum Jubeln
bestehe aber kein Anlass. Endgültig
werde die Investitionslethargie aber
erst überwunden, wenn die Wirtschaft
Vertrauen in die Wirtschaftspolitik fas-
se.Die Agenda 2010 könne nur der Auf-
takt für weitere, tiefergreifende Struk-
turreformen sein.

Wahrnehmung von Kunst in der Wirt-
schaft. –  FAZ, Samstag, 1.11.03. Der
Kulturkreis der Deutschen Wirtschaft
im Bundesverband der Deutschen In-
dustrie und der Professor für Kunst-
wissenschaft M. Bockemühl von der
Universität Witten/Hagen will Wirt-
schaftsunternehmen sensibilisieren
für das exakte Wirkungsverhältnis der
Kunst innerhalb ökonomischer Gestal-
tungsprozesse.

Presseauswertung: rst
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Wirtschafts-
presse

licher Gewerkschaftstag 2003)
„Eine WSI-Befragung aus dem Jahre

2001 hat ergeben, dass in 44 % der unter-
suchten Betriebe tatsächlich auch er-
tragsabhängige Entgeltbestandteile ge-
zahlt werden. Diese kommen allerdings
sehr unterschiedlich zustande. Teilweise
werden betriebliche Vereinbarungen ge-
schlossen oder einseitig die Mehrzahl
dieser Entgeltbestandteile vom Unter-
nehmen festgelegt. Gleichzeitig haben
sich aber durch diese ertragsabhängigen
Entgeltbestandteile die Einkommens-
chancen für die Beschäftigten,wenn man
es insgesamt betrachtet, nicht erhöht.
Ganz im Gegenteil: Durch den Abbau
übertariflicher Entgeltbestanteile haben
wir eine negative Lohndrift zu verzeich-
nen.“ (Helga Schwitzer3) 

Die Kritiker der zweistufigen ertrags-
abhängigen Differenzierung führen im
wesentlichen Folgende Argumente ins
Feld:
– Ein derartiges Modell ist, wenn über-
haupt, nur ein Modell für Großunterneh-
men. Klein- und Mittelbetriebe werden
wegen mangelnder Durchsetzungskraft
auf Dauer abgehängt;
– Das Niveau der verbindlichen tabellen-
wirksamen 1.Stufe würde sinken,da gro-
ße kampfstarke Belegschaften sich ggf.
auf die zweite Stufe im Betrieb konzen-
trieren;
– Das Risiko der Spaltung von Beleg-
schaften einer Branche und Schwächung
in der Fläche;
– Ganz praktisch: welche Parameter sind
für Stufe 2 bei nicht vorhandener Publi-
zitätspflicht in Klein- und Mittelbetrie-
ben anzuwenden?

Bereits am 21. und 22. Februar organi-
sierte der Vorstand (Funktionsbereich Ta-
rifpolitik gemeinsam mit WISSENTrans-
fer und einigen Wissenschaftlern) in
Frankfurt eine Tagung mit ehrenamt-
lichen und hauptamtlichen Funktionä-
ren zu dieser Frage. Es konnte kein Kon-
sens hergestellt werden, insbesondere
deshalb, weil die Befürworter der Zwei-
stufigkeit „auffällig“ ruhig waren – sie
stritten nicht für ihre Position. Dennoch
übernahm der Vorstand im Antrag für die
„Entschließung 3 – Tarifpolitik“ ihre Po-
sition. Das veranlasste die Delegierten-
konferenzen mehrerer Verwaltungsstel-
len entsprechende Gegenanträge zu stel-
len, die zahlenmäßig die Befürworter von
zweistufiger und ertragsabhängiger Dif-
ferenzierung eindeutig überwogen. Es
kam jedoch nicht zu einer Abstimmung.
Der Gewerkschaftstag entschied mit gro-
ßer Mehrheit, in dieser Frage den Mei-
nungsbildungsprozess fortzusetzen und
bis Ende 2005 durch Beschluss des Vor-
standes über die mittelfristige tarifpoli-
tische Planung  vorläufig abzuschließen.

Überzeugende Antworten in der Tarifpo-
litik müssen noch gefunden werden, die
Kontroverse wurde erst einmal vertagt.

Letzlichlich nur Schadensbegrenzung bei

den prekäre Beschäftigungsverhältnisse 

In einem weiteren Bereich bleibt die Ent-
schließung 3 unscharf: 

„(…) Zum einen nehmen prekäre Be-
schäftigungsverhältnisse zu. Dies bedeu-
tet im Organisationsbereich der IG
Metall vermehrt Leiharbeit und befriste-
te Arbeitsverhältnisse. (…) Die IG Metall
betrachtet es als ihre Aufgabe, zu ver-
hindern, dass prekäre Beschäftigungs-
verhältnisse ungeschützt zu Lohn- und
Gehaltsdumping und zum Aufbau einer
Konkurrenz zwischen Stamm- und
Randbelegschaften missbraucht werden.
Daher wird die IG Metall deren tarifliche
Gestaltung offensiv voran treiben.“ (Ent-
schließung 3 – Tarifpolitik)

In diesem Jahr hat eine Tarifgemein-
schaft aus sieben Einzelgewerkschaften
des DGB (einschl. IG Metall) mit zwei Ar-
beitgeberverbänden Tarifverträge zur
Leiharbeit abgeschlossen. Einerseits
handelt es sich um den BZA e.V. (Bundes-
verband Zeitarbeit Personaldienstleis-
tung e.V.) und andererseits um den IGZ
e.V. (Interessenverband Deutscher Zeit-
arbeitunternehmer e.V.). Mit beiden Ver-
bänden wurden u.a. Entgelttabellen mit
jeweils 9 Entgeltgruppen vereinbart, die
zwischen 6,85 Euro und 15,43 Euro bzw.
15,50 Euro spreizen. Das kann nicht als
Erfolg abgefeiert werden. Dennoch war
unter den gegebenen Umständen wohl
nicht mehr drin und ist letztlich nur
Schadensbegrenzung gewesen.Die Frage
ist, ob das Instrumentarium der Tarifpo-
litik in diesem Sektor wirklich ausrei-
chend ist.

Das Wirtschafts- und Sozialwissen-
schaftliche Institut (WSI) veröffentlichte
im August eine ernüchternde und depri-
mierende Studie (siehe auch PB Nr.
21/2003). Demnach beträgt der Anteil
prekärer Beschäftigungsverhältnisse an
der Gesamtbeschäftigung mittlerweile
35 %, während er vor über 20 Jahren erst
15 % betrug. Unter die Kategorie prekä-
rer Beschäftigungsverhältnisse fallen im
wesentlichen sozialversicherungspflich-
tige Teilzeitarbeit, geringfügige Beschäf-
tigung ohne Sozialversicherungspflicht,
Leiharbeit, befristete Arbeit und Schein-
selbständigkeit. Allen gemein ist nach
Definition des WSI ein Einkommen von
75 % des Durchschnittseinkommen oder
1863 Euro. „Die Auswertungsergebnisse
… vermitteln die Botschaft, dass die
Schutz- und Auffangfunktion unterster
Tariflöhne erheblich in Frage gestellt
ist“, lautet ihr deprimierendes Ergebnis.

(wog)

1 Reinhard Bispinck, Mitarbeiter des Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Instituts, im Rah-
men einer Veranstaltung am 25.11.2002 in Hannover.

2 Dieter Sauer, Mitarbeiter des Instituts für Sozialwissenschaftliche Forschung e.V., München; in ei-
nem Beitrag zu einer Tagung von IG Metall, Funktionsbereich Tarifpolitik, am 21. und 22. Februar
2003 in Frankfurt a. M.

3 Helga Schwitzer,Tarifsekretärin IG Metall Bezirksleitung Hannover, in „Die IG Metall auf dem Weg
in die Mitte?“ , S. 144,VSA-Verlag 2003, Hamburg



Neues Programm mit breiter Mehrheit
verabschiedet
Um wieder in die Offensive zu kommen,
braucht die PDS alle Kräfte

Mit etwas zeitlicher Verzögerung war es
geschafft. Nach fünfjähriger Diskussion
beschloss der PDS-Parteitag am Sonn-
tag, 26.10.2003, kurz nach 14 Uhr im fer-
nen Chemnitz ein neues Programm. 333
der insgesamt 428 Delegierten stimmten
zu, das sind 77,8 %. Gegenstimmen gab
es nur 38. Dass die Zustimmung so deut-
lich über der erforderlichen Zwei-Drit-
tel-Mehrheit lag, zeigt, dass die Dele-
gierten die Programmdebatte wirklich
beenden wollten. Ein großer Teil der Pro-
bleme, die der im Juni zurückgetretene
Parteivorstand hatte, hing damit zusam-
men,dass die gemeinsame Basis der PDS,
die programmatischen Grundlagen, un-
klar waren. Der gemeinsame, breit ak-
zeptierte Bezugspunkt fehlte. Die breite
Zustimmung ist aber auch ein Ergebnis
der Bemühungen von Antragskommis-
sion und Parteivorstand, noch „auf der
Zielgeraden“ einen Teil der Streitigkei-
ten zu beseitigen.

Um nur einige der strittigen Punkte zu
nennen: Sowohl die umstrittene Präam-
bel als auch der komplette Abschnitt zu
„Frieden und Gewaltfreiheit“ wurden im
Vorfeld des Parteitages auf Grundlage

der vorliegenden Anträge neu gefasst.
Die Aussagen zu „Unternehmertum und
Gewinninteressen“ wurden noch vom
Parteitag selbst geändert. Sechs Ände-
rungsanträge waren von der Antrags-
kommission zur Behandlung ins Plenum
verwiesen worden. Eine nach ausführ-
licher Diskussion beschlossene Abstim-
mung zur Frage, ob der vom Parteivor-
stand beantragte Passus geändert wer-
den soll oder nicht, ergab schließlich ei-
ne Mehrheit von einer (!) Stimme für Än-
derungen. Der Parteivorstand übernahm
daraufhin den von der AG Betrieb und
Gewerkschaft gestellten Änderungsan-
trag.

Damit hat der PDS-Parteitag wie
schon manches Mal zuvor für eine kleine
Überraschung gesorgt. Auch wenn die
zuletzt vom Parteivorstand vorgelegte
Formulierung der Programmstelle nur
dann als „Apologie“ des Kapitalismus
aufgefasst werden konnte, wenn man ei-
ne staatssozialistische Wirtschaft als Al-
ternative ansieht, wird die beschlossene
Formulierung dem Diskussionsstand in
der PDS sicherlich gerechter. Sie wurde
vom Parteitag breit getragen. In der Ge-
samtabstimmung stimmte auch Dieter
Dehm als einer der Unterstützer des Ge-
raer Dialogs dem Programm zu. Sarah

Wagenknecht und andere Delegierte der
Kommunistischen Plattform enthielten
sich. Der vom Parteivorstand selbst be-
antragte neue Abschnitt „Frieden und
Gewaltfreiheit“ schließlich macht deut-
licher,dass es nicht darum geht,den Anti-
Kriegs-Beschluss von Münster zu revi-
dieren. Die jetzt beschlossene und durch
einen Änderungsantrag ergänzte Fas-
sung spricht nicht mehr von der Siche-
rung des „Gewaltmonopols“ der UNO,
sondern setzt auf Verteidigung des in der
UNO-Charta verankerten Prinzips des
Gewaltverzichts. Ein Einsatz deutscher
Soldaten im Rahmen eines Kampfeinsat-
zes nach Kapital VII. der UNO-Charta
wird unter Verweis auf die deutsche Ge-
schichte eindeutig abgelehnt, auch wenn
der Sicherheitsrat zustimmt. In diesem
Punkt ist das neue Programm deutlich
besser und praktischer handhabbar als
der Beschluss von Münster. Münster litt
von Anfang an unter dem Mangel, die be-
sondere deutsche Rolle schlicht zu igno-
rieren. Nicht eindeutig geregelt ist die
Haltung zu Blauhelmeinsätzen nach Ka-
pital VI. der UNO-Charta. Immerhin set-
zen solche Einsätze jedoch ein Einver-
nehmen der Kriegs- oder Bürgerkriegs-
parteien voraus. Darüber hinaus gibt die
Festlegung der BRD auf eine Rolle als
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Dokumentiert: Einige der
umstrittenen Programmstellen
„Präambel“

… Es war der Anspruch der Men-
schenrechtserklärungen, Verhältnisse zu
schaffen, in denen die Würde des Men-
schen unantastbar wird. Arbeiterbewe-
gung, Frauenbewegung und Friedensbe-
wegung, sozialistische und antikoloniale
Bewegungen haben um konkrete For-
schritte bei der Durchsetzung dieses An-
spruchs gekämpft. Heute begründet die-
ser Anspruch unsere erneuerte sozialisti-
sche Politik.

Wachsende Arbeitslosigkeit, soziale
Unsicherheit und Armut, Hunger und
Kriege, Fremdbestimmung und Gewalt
sind Angriffe auf die Würde des Men-
schen. Die neoliberale Politik der Ver-
wandlung aller Lebensbereiche in profit-
bestimmte Märkte und die autoritäre,
imperiale und kriegerische Durchset-
zung dieser Politik zerstören die Errun-
genschaften von zweieinhalb Jahrhun-
derten sozialer emanzipativer Kämpfe …

In den Profit- und Herrschaftsinteres-
sen der international mächtigsten Teile
des Kapitals und im Bestreben, die Ent-
wicklung des ,Nordens‘ auf Kosten des
,Südens‘, der Natur und der zukünftigen
Generationen zu betreiben, sehen wir die
Ursachen für die Gefährdung der
menschlichen Zivilisation, für Gewalt

und Krieg, soziales Elend und die Krise
der weltweiten Ökosphäre. Wir wollen,
dass diese gesellschaftlichen Strukturen
zurückgedrängt und schließlich über-
wunden werden, damit die Menschheit
einen Ausweg aus dieser zerstörerischen
Entwicklungslogik findet. In diesem Sin-
ne sind wir konsequent antikapitalis-
tisch.

In einer sozialistischen Gesellschaft,
wie wir sie anstreben, dienen Produk-
tions- und Konsumtionsweise dem Ziel,
allen die Bedingungen eines selbstbe-
stimmten und solidarischen Lebens zur
Verfügung zu stellen …

„I. Sozialismus – Ziel, Weg und Werte“
… Eine solche Politik erfordert eine

andere Regulation von Wirtschaft …
Unternehmerisches Handeln und Ge-
winninteressen sind wichtige Vorausset-
zungen für Innovation und wirtschaftli-
che Leistungsfähigkeit. Doch solange sie
auf die betriebswirtschaftliche Logik der
einzelnen Unternehmen beschränkt blei-
ben und dem Profitstreben des Einzelka-
pitals unterworfen sind, verwandeln sie
sich in ihr Gegenteil. Sozial-ökologisches
Wirtschaften setzt gesellschaftliche Kon-
trolle und demokratische Mitbestimmung
voraus. Ohne Mitbestimmung, gewerk-
schaftliche Gegenmacht und sozialstaat-
liche Regulierung führen private Unter-
nehmensinteressen zu volkswirtschaft-

lich verlustreichen, zu sozialen und um-
weltzerstörerischen Fehlentwicklungen.

„III. Reformalternativen: demokratisch,
sozial, zivil“

Dezentralisierung und stärkere gesell-
schaftliche Aktivität von unten sind nö-
tig …

Demokratie wird zuerst in den Kom-
munen erfahren. Die PDS unterstützt die
Entwicklung der Kommunen zu Bürger-
kommunen, die in hoher Eigenständig-
keit über ihre Angelegenheiten entschei-
den können. Sie spricht sich für die di-
rekte Beteiligung der Bürgerinnen und
Bürger an der Haushaltspolitik (partizi-
pative Bürgerhaushalt) und an Entschei-
dungen über die Sicherung der öffent-
lichen Daseinsvorsorge aus. Die finan-
zielle Handlungsfähigkeit der Kommu-
nen muss wiederhergestellt werden. Sie
ist eine Grundbedingung regionaler
Wirtschaftskreisläufe. Die Kommunen
brauchen eigene, verlässliche Finanz-
quellen.Die Wirtschaft darf nicht aus der
Verantwortung entlassen werden. Zu den
wichtigsten kommunalpolitischen For-
derungen der PDS gehört es, auf Bundes-
und Landesebene strikt daran festzuhal-
ten, den Kommunen mit neuen Aufgaben
immer auch die finanziellen Mittel zu de-
ren Lösung zuzuweisen (Konnexitäts-
prinzip) … 

•
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„Zivilmacht“ weitere Anhaltspunkte für
künftige Diskussionen.

Integration fortsetzen und Politik machen

Die Generaldebatte um den Programm-
entwurf wurde auf dem Parteitag mit
längeren Ausführungen von Lothar Bis-
ky als PDS-Vorsitzendem und Gabriele
Zimmer als Leiterin der Programmkom-
mission eingeleitet. Die folgenden mehr
als 12 Stunden Diskussion und Antrags-
beratung waren in vier Abschnitte unter-
teilt, in die die strittigen Fragen einge-
ordnet wurden. Eingeleitet wurden die
Abschnitte mit jeweils zwei Beiträgen,ei-
nem „Pro-“ und einem „Contra-“Bei-
trag. Unter den Rednern waren Dieter
Klein, Christa Luft, Wolfgang Gehrke
und Wolfgang Methling ebenso wie Uwe-
Jens Heuer, Sahra Wagenknecht, Win-
fried Wolf und Ellen Brombacher. Der
Debatte lagen insgesamt über 500 An-
träge zugrunde. Allein in der Generalde-
batte sprachen rund 50 Rednerinnen und
Redner. Die Debatte war überwiegend
fair und sachlich.Dafür war nicht nur die
notwendige Zwei-Drittel-Mehrheit ver-
antwortlich, vielmehr wiesen viele Red-
ner auch darauf hin, dass die PDS nur
wieder an Kraft gewinnen kann,wenn sie
pluralistisch bleibt und niemand ausge-
grenzt wird. Ein Antrag, eine aus dem al-
ten Programm übernommene Passage zu
streichen, wurde zurückgezogen.

Nun steht auch im neuen Programm,
dass in der PDS „… sowohl Menschen ei-
nen Platz (haben), die der kapitalisti-
schen Gesellschaft Widerstand entgegen-
setzen und die … gegebenen gesell-
schaftlichen Verhältnisse fundamental
ablehnen, als auch jene, die ihren Wider-
stand damit verbinden, die gegebenen
Verhältnisse positiv zu verändern und
schrittweise zu überwinden.“

Die Punkte, die kontrovers abge-
stimmt wurden, ergaben meist eindeuti-
ge Mehrheiten – mit der oben dargestell-
ten Ausnahme.

Ob es der PDS als Ganzes gelingt, sich
zu stabilisieren, wird nun von der prak-
tischen Politik abhängen. Dafür brau-
chen wir alle Kräfte in der PDS. Das Pro-
gramm bietet eine Grundlage für die Ar-
beit, auch wenn man ihm sicherlich vor-
werfen kann, teilweise allgemeine,
widersprüchliche Aussagen zu enthalten.
Kann das in einem Programm, dass
Grundlage für die Arbeit einer pluralis-
tischen Partei ist, überhaupt anders sein?

Immerhin ist der Ansatz des Pro-
gramms, eine Verbindung zwischen den
von der Aufklärung, von der bürgerlich-
demokratischen Revolution erkämpften
Rechten mit sozialistischen Zielen herzu-
stellen programmatisch durchaus etwas
Neues. Und wenn man die Missachtung
individueller Rechte ebenso als eine Fra-
ge der Menschenwürde behandelt, wie
die massenhafte Verletzung sozialer
Interessen in der kapitalistischen Gesell-
schaft, so hat das mit einem „Godesberg“
der PDS sicherlich nichts zu tun.

Wolfgang Freye

Strategische Rolle der
Kommunalpolitik
„Unsere Wurzeln, liebe Genossinnen und
Genossen, liegen vor Ort, sie liegen in der
Kommunalpolitik,“ sagte Lothar Bisky in sei-
ner Rede auf dem Parteitag, und dafür er-
hielt er viel Beifall – sicherlich nicht nur, weil
am Sonntag die Kommunalwahlen in Bran-
denburg waren. Dennoch kann man mit der
Verortung der Kommunalpolitik im neuen
Programm nicht zufrieden sein. Das habe ich
als Delegierter auch in der Generaldebatte
angesprochen.

In dem vom Parteitag im Herbst 2001 be-
schlossenen Leitantrag „Strategie und
Programmatik der PDS bis 2003“ hieß es
auf Antrag aus unserem Landesverband:
„Dem Gedanken Stärkung der Kommu-
nen soll im neuen Programmentwurf ei-
ne tragende Rolle zukommen, weil ge-
sellschaftliche Veränderungen in Rich-
tung Sozialismus von unten kommen
müssen.“ Trotzdem fand sich im ersten
von Gabi Zimmer nach der Bundestags-
wahl im Februar 2003 vorgelegten Pro-
grammentwurf kein Wort zur Kommu-
nalpolitik. Dieser Punkt sei „vergessen“
worden, hieß es auf Nachfrage.

Nach vielen Diskussionen und einem
Änderungsantrag der AG Kommunalpo-
litik und parlamentarische Arbeit fand
sich in dem Ende August vorgelegten Pro-
grammentwurf zwar eine Passage, die
Aussagen zur Stärkung der kommunalen
Finanzen und zur Ausweitung von Bür-
gerbeteiligung enthält, die Forderung
nach Stärkung der Einflussmöglichkei-
ten und Rechte der Kommunen fehlte je-
doch. Mit zwei Änderungen, die auf zwei
mit „heißer Nadel“ gestrickte Anträge
aus der Programmkonferenz der PDS
NRW am 14.9.2003 zurückgehen, wurde
der Text so beschlossen.

Unser neues Programm fällt damit je-
doch hinter Aussagen des Programms von
1993 zurück, in dem es hieß:

„Dem Verlust an Selbstverwaltung
und Bürgernähe in den Kommunen und
der zunehmenden Zentralisierung von
Zuständigkeiten auf Bundes- und Lan-
desebene setzen wir unsere Forderungen
entgegen:

- Aufgaben und Befugnisse zugunsten
der Kommunen strikt zu dezentralisie-
ren; …

- den Gemeinden und ihren Verbänden
breitere Mitsprache- und Einspruchs-
rechte bei Entscheidungen auf Land-
kreis-, Landes- und Bundesebene sowie
im europäischen Rahmen einzuräumen;

- die Möglichkeiten der Kommunen zu
erweitern, ihre Finanzbeziehungen selb-
ständig zu gestalten sowie Planungsvor-
haben in eigener Regie durchführen zu
können …“

Worin besteht das Problem?

Offensichtlich ist trotz vieler „Bekennt-
nisse“ die strategische Rolle der Kom-
munalpolitik in der PDS-Diskussion

nicht ausreichend geklärt.Dabei wird ge-
rade im Zusammenhang mit der gegen-
wärtigen, katastrophalen Finanzsitua-
tion der Kommunen und der „Agenda
2010“ deutlich, dass sich gegen die Poli-
tik des Sozialabbaus gerade auch von den
Kommunen Widerstand entwickeln lässt.
Viele Kommunalpolitiker, auch aus den
Regierungsparteien, sind gegen die wei-
tere Umverteilung von unten nach oben,
weil sie wissen, dass Sozialhilfeempfän-
ger und Obdachlose bei ihren Ämtern
Schlange stehen. Auch der „Köder“ der
Entlastung der Kommunen von der Sozi-
alhilfe durch das Arbeitslosengeld II hat
daran nicht viel geändert. Die Vorsitzen-
de des Deutschen Städtetages,die Frank-
furter Oberbürgermeisterin Roth, sprach
sich wiederholt für eine stärkere Belas-
tung der Konzerne und Banken bei der
Gewerbesteuer aus und liegt damit völ-
lig quer zu den Positionen ihrer Bundes-
partei, der CDU.

Die Stärkung kommunaler Rechte
kann die Kritik an Entscheidungen, die
ausschließlich am Ziel der Profitmaxi-
mierung orientiert sind,befördern.Dabei
müsste es vor allem darum gehen, den
Kommunen Einfluss auf die Gesetzge-
bungsverfahren zu geben. Im Verfas-
sungssystem der BRD sind die Kommu-
nen Teil der Länder. Auch der Städtetag
fordert demgegenüber, neben dem
Bundestag und der Ländervertretung
Bundesrat eine dritte Säule einzuführen,
z.B. in Form einer Kommunal-Kammer,
die bei Gesetzen, die kommunale Aus-
wirkungen haben,beteiligt werden muss.
Die öffentliche Daseinsvorsorge, die we-
sentlich Aufgabe der Kommunen ist,
würde dadurch sofort einen höheren ge-
sellschaftlichen Stellenwert erhalten.

Im Zusammenhang mit der Diskussion
um die strategische Bedeutung der Kom-
munalpolitik sollten wir uns auch mit
den von Karl Marx ausführlich unter-
suchten Ergebnissen der Pariser Kom-
mune von 1871 auseinandersetzen – bei
allen Unterschieden, die es selbstver-
ständlich zur heutigen Situation gibt.Die
Pariser Kommune beruhte auf einem
Bündnis des Pariser Proletariats mit den
Mittelklassen gegen die Herrschenden,
gegen das Kaisertum. Marx sah sie aus-
drücklich als Organisationsform einer
sozialistischen Gesellschaft an.

Es hätte wahrscheinlich nicht viel ge-
bracht, auf dem Parteitag weitere Anträ-
ge zum Thema zu stellen. Dafür, dass die
nötige Diskussion geführt werden kann,
ist jedoch gesorgt. Die AG Wohnungspo-
litik brachte auf dem Parteitag einen An-
trag ein, der fast einstimmig verabschie-
det wurde. Er lautet kurz und knapp:
„Der Parteivorstand wird beauftragt, die
Erarbeitung ,Kommunalpolitischer
Leitlinien der PDS‘ (Programm) zu orga-
nisieren und dem Parteitag vorzulegen.“
Vorbereitungen dafür laufen bereits. Je
eher sie Ergebnisse zeigen, desto hilfrei-
cher wird das für unsere Beteiligung an
den Kommunalwahlen in NRW im Sep-
tember 2004. Wolfgang Freye
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„Metropolen – Laboratorien der Moderne“
lautet der Titel eines Buches über Metropo-
len, also städtische Ballungsräume, und die
deutsche Metropolen-Politik. Herausgege-
ben von Dirk Matejovski, war das im Cam-
pus Verlag Frankfurt/New York in der „Schrif-
tenreihe des Wissenschaftszentrums NRW“
im Jahr 2000 erschienene Buch Bestandteil
unserer Diskussion in der AG Wirtschaft der
Sommerschule der „ARGE“ der PDS im thü-
ringischen Sondershausen über Metropolen
und Standortpolitik, kommunales Wirtschaf-
ten im allgemeinen und Wohnungsbau und
Wohnungswirtschaft im besonderen.

Der Kreis der Autorinnen und Autoren
und die Themen ihrer Aufsätze in dem
Buch machen die Spannweite des Themas
deutlich. Autorinnen und Autoren sind
z.B. Peer Steinbrück, NRW-Ministerprä-
sident (SPD), aber auch Saskia Sassen,
eine weit über die Kreise der Globalisie-
rungskritiker hinaus geschätzte US-Pro-
fessorin und Metropolenforscherin („Me-
tropolen des Weltmarktes. Die neue Rol-
le der global cities“).Die Themen der Auf-
sätze in dem Buch reichen von „Politische
Handlungsräume in der Telepolis“
(Steinbrück) über „Die Auswirkungen
der neuen Technologien und der Globali-
sierung auf die Städte“ (Saskia Sassen),
„Weltstädte als geistige Heimat“, „Pop
und Stadt“ bis hin zu „offenen Städten“
und „urbanen Milieus“ und zum „Ver-
schwinden der konkreten Orte“.

Thema unserer Debatte in der AG im
Sommer war ein Aufsatz von Prof. Hans
H. Blotevogel, Lehrstuhlinhaber an der
Uni Duisburg und eine der „Koryphäen“
der wissenschaftlichen „Metropolende-
batte“, zum Thema „Gibt es in Deutsch-
land Metropolen? Die Entwicklung des
deutschen Städtesystems und das Raum-
ordnungskonzept der ‚Europäischen Me-
tropolregionen‘“.Dieser und ein weiterer
Aufsatz von Blotevogel („Deutsche Me-
tropolregionen in der Vernetzung“, er-
schienen in den „Informationen zur
Raumentwicklung“, Heft 6/7.2002), sol-
len hier vorgestellt und kritisch bewertet
werden.Für eine linke Kommunalpolitik,
insbesondere in den großen Städten, ent-
halten beide Aufsätze wichtige Hinweise
und Anregungen.

Hans H. Blotevogel: „Gibt es in
Deutschland Metropolen?“
Der Autor beginnt mit der Feststellung,
„dass die Politik seit einigen Jahren of-
fenbar meint, dass Deutschland Metro-
polen haben sollte“. Seit ein, zwei Jahr-
zehnten habe die Frage nach „Metropo-
len“ wieder „Konjunktur“. Bisher deut-
lichstes Zeichen dafür sei der Beschluss
der Ministerkonferenz für Raumordnung
aus dem Jahre 1995 über die Einführung

der Kategorie „Europäische Metropolre-
gionen“ in das Instrumentarium deut-
scher Raumordnungspolitik. Seitdem, so
Blotevogel, arbeiteten die Länder an ei-
ner weiteren Konkretisierung dieses
Konzepts.

Hintergrund dieser neuen Diskurs-
und politischen Konjunktur seien sechs
Entwicklungen.

Erstens die „Umwertungen im deut-
schen Städtesystem als Folge der deut-
schen Einigung“. Die in den Nachkriegs-
jahrzehnten in Westdeutschland und der
DDR entstandene Hierarchie der Städte,
im Westen u.a. erkennbar in der Rolle
Hamburgs als Großhandels- und Me-
dienzentrum, Frankfurt als Bankenzen-
trum und Bonn als Regierungssitz, in der
DDR im wesentlichen definiert durch das
Viereck (Ost-)Berlin, Dresden, Leipzig
und Rostock, komme ins Wanken. Berlin
dränge wieder dazu, „die“ Metropole zu
werden.

Zweite Neuentwicklung ist für Blote-
vogel die „Integration der deutschen
Städte in das europäische Städtesys-
tem“.Spätestens seit Vollendung des EU-
Binnenmarktes konkurrierten deutsche
Städte nicht mehr nur untereinander,
sondern auch mit anderen europäischen
Metropolen wie Brüssel, London, Paris
und Mailand.

Dritter Hintergrund sei der „Struk-
turwandel der Wirtschaft“, insbesondere
die flexible Spezialisierung der Ökono-
mie hin zu einer „Netzwerkökonomie“.
Ökonomische Steuerungs-, Dienstleis-
tungs- und Finanzfunktionen gewännen
zunehmend Schlüsselfunktionen und
drängten die industrielle Fertigung in ih-
rer Bedeutung für ökonomische Macht-
zusammenballung zurück. Damit verän-
dere sich auch die Ökonomie der Städte.

Vierter Punkt ist für Blotevogel der
„Bedeutungsverlust der Nationalstaa-
ten“. Wer dahinter eine Idee der „Anti-
nationalen“ vermutet, der irrt. Blotevo-
gel beruft sich vielmehr auf Autoren wie
den Japaner Kenichi Ohmae,früherer Di-
rektor der Unternehmensberatung
McKinsey in Asien, und dessen 1995 er-
schienenes Buch vom „Ende der Natio-
nalstaaten“.

Fünfter Hintergrund der derzeitigen
Metropolendebatte ist laut Blotevogel

„die anhaltende Arbeitsmarktkrise und
die damit teilweise zusammenhängende
Finanzkrise der öffentlichen Hände“.
Damit hätten sich die Rahmenbedingun-
gen der städtischen Politik völlig verän-
dert. Kommunale Wirtschaftspolitik und
Standortwettbewerb seien ins Zentrum
kommunaler Politik gerückt.

Sechster Faktor sei schließlich für ihn
die Globalisierung. Der Weltmarkt sei
nicht mehr nur Absatzmarkt, sondern
auch Beschaffungsmarkt für Informatio-
nen, industrielle Dienstleistungen, Geld
usw. geworden, die Erde für viele Kon-
zerne ein „globaler Investitionsraum“.
Damit verändere sich auch das wirt-
schaftliche Umfeld der Städte völlig.

Schon diese kurze Übersicht zeigt,
dass die „Metropolendebatte“ praktisch
alle wichtigen Fragen der Entwicklung
moderner Gesellschaften und damit auch
linker Politik und Diskussion zumindest
streift, wenn nicht im Zentrum berührt.

Schon allein deshalb ist der Auf-
satz für Linke lesens- und emp-
fehlenswert.

Der Autor beschreibt dann im
folgenden die historische Ent-
wicklung des „Metropolenbe-
griffs“, seinen Bedeutungswan-
del, angefangen bei der „Mutter-
stadt“ früher Sklavenhalter-Rei-
che und deren Kolonien, über die
schlichte Gleichsetzung mit der
„Hauptstadt“ großer Reiche,wei-

ter zur kirchlich-religiösen Bestimmung
zentraler, religiös-kultisch besetzter Or-
te („Rom,Byzanz,Jerusalem“) bis hin zur
heutigen, vorwiegend ökonomischen und
polit-ökonomischen Definition („Metro-
polen des Weltmarktes“). „Im ökono-
misch geprägten Weltstadtdiskurs der
Gegenwart zählt nicht mehr die Zahl der
Theateraufführungen und der verlegten
Bücher,sondern die Bilanzsumme der an-
sässigen Banken.“ Metropolen seien heu-
te „großstädtisch geprägte Siedlungs-
räume, Knoten internationaler Ver-
kehrs-, Handels- und Informationsströ-
me, Standorte supranationaler Steue-
rungszentren der globalen Wirtschaft.
„Für die Standortkonkurrenz des Fi-
nanz-Dienstleistungs-Komplexes in den
Metropolen kommt den face-to-face-
Kontakten (auf deutsch: Kontakten „von
Angesicht zu Angesicht“) eine entschei-
dende Bedeutung zu. Hochqualifizierte
Dienstleister wie Spezialanwälte, Com-
puterspezialisten, Wirtschaftsprüfer, Fi-
nanzdienstleister usw., die in dieser Brei-
te und Tiefe nur in Metropolen konzen-
triert sind, ermöglichen sich wechselsei-
tig und anderen Unternehmen Zeitvor-
teile.

Diese in der Ökonomie als „Skalener-
träge von Ballungsräumen“ beschriebe-
nen Vorteile großer Städte erleichtern die

Lektürevorstellung

Metropolendebatte – Risiken und Chancen

Eigendarstellung der „Metropole“ Hamburg als

„wachsende Stadt“ 
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Konzentration von wirtschaftlicher
Macht in modernen Metropolen und ma-
chen den eigentlichen „Reiz“ aller „Me-
tropolendebatten“ aus.Es geht dabei fast
immer um die weitere Konzentration von
Macht und Reichtum in bestimmten
großstädtischen Zentren und dort wiede-
rum in bestimmten Milieus dieser Städ-
te – immer auf Kosten anderer. Die An-
häufung von „Urbanisierungsvorteilen“,
die schon immer den „Reiz“ der Stadt
ausgemacht haben, sind das offene Ge-
heimnis moderner Metropolendiskurse.
Es geht im Kern darum, Macht und Geld
von „fremden“ Metropolen, aus dem sol-
che Metropolen umgebenden „Umland“
und von bestimmten Milieus innerhalb
dieser Metropolen weg und zum „eige-
nen“ Milieu und der „eigenen“ Metropo-
le hin zu lenken.

Blotevogel erinnert dabei auch kurz an
die NS-Zeit, in der die NSDAP Groß-
städte als „Ausgeburt von Industria-
lismus, Entwurzelung und jüdisch-de-
mokratischer Dekadenz“ verteufelte und
zeitweise einer Reagrarisierung von
Wirtschaft und Siedlung das Wort rede-
te, dann aber mit den Speerschen Plänen
einer „Welthauptstadt Germania“ die
Metropole Berlin in bizarrem Größen-
wahn noch übersteigern wollte.

Die aktuelle Frage „besaß und besitzt
das deutsche Städtesystem eine ‚metro-
politane Spitze‘“ verneint der Autor. Das
bis 1945 bestehende deutsche Städtesys-
tem mit einem Netzwerk großer Städte,
geführt von der Metropole Berlin, sei un-
widerruflich zerstört, behauptet er. An-
stelle einer hierarchischen Spitze Berlin
habe sich eine Gruppe von etwa acht an-
nähernd gleich bedeutenden Metropolen
bzw. Metropolenregionen herausgebil-
det, bestehend aus Hamburg, Frankfurt
(Rhein-Main), München, Stuttgart, Köln
(Rhein-Ruhr), Leipzig, Dresden und Ber-
lin. Insbesondere die westdeutschen
Städte hätten nach 1945 viele der frühe-
ren „Spitzenfunktionen“ Berlins über-
nommen und würden diese nicht mehr
abgeben, meint er. Allerdings wird der
Autor bei genauerem Hinsehen merk-
würdig nebulös. Berlin könne nie wieder
„die“ deutsche Metropole werden wie vor
1945, schreibt er beispielsweise.Aber zu-
gleich stellt der Autor fest,die Bedeutung
von Metropolen nehme wieder zu. Auch
die Weltwirtschaft führe nicht zu einer
„Entgrenzung“ von Räumen, sondern zu
einer „neuen Geografie“ mit Metropolen
als wichtigen Knotenpunkten im globa-
len Netz.Viele politische Akteure würden
noch heute „die Existenz und die ent-
wicklungspolitische Bedeutung“ von
Metropolen vernachlässigen, schreibt er.
All das führt logisch zu der Konsequenz,
dass die ökonomischen Kräfte und ge-
sellschaftlichen Mechanismen, die zur
stärkeren Herausbildung von „zentra-
len“ Metropolen, zu einer stärkeren Zen-
tralisierung von Macht und Reichtum
führen, wieder stärker geworden sind
und auch vom Autor befürwortet werden.
Der scheinbar unaufhaltsame „Zentrali-

sierungsschub“ nach Berlin – bei Behör-
den,Verbänden, Firmen – ist jedenfalls in
den letzten Jahren unübersehbar gewor-
den.

Auch der Vorwurf des Autors, die Poli-
tik schenke der Herausbildung solcher
Metropolen zu wenig Aufmerksamkeit,
geht ins Leere.Wer erinnert sich nicht an
die Thesen eines Gregor Gysi, von Berlins
Ausstrahlung als Hauptstadt profitiere
das ganze Land,deshalb sollten alle Län-
der künftig mehr für die Hauptstadt zah-
len? Inzwischen ist aus solchen, selbst in
der PDS weit verbreiteten Thesen längst
reale Politik geworden. Das Land Berlin
hat Klage auf Übernahme seiner Schul-
den durch den Bund eingereicht, und die
Absicht ist völlig klar: Die anderen Län-
der sollen für die Hauptstadt mehr zah-
len als zuvor.Was ist das anderes als prak-
tisch gewordene „Metropolenpolitik“?
Mehr Zentralismus oder mehr Födera-
lismus und Stärkung der Kommunen –
dieser wichtige Grundsatzstreit ist auf
der politischen Linken nicht nur in der
PDS bis heute nicht entschieden. Kon-
zepte einer „solidarischen Stadt“ sind
zwar auf der Linken verbreitet, gehen
aber vielfach über grundsätzliche Posi-
tionsbeschreibungen nicht hinaus. Die
reale Politik – beispielsweise der PDS in
Berlin – sieht oft anders aus.

Hans H. Blotevogel: Deutsche Metro-
polregionen in der Vernetzung
Wie kontrovers die hier angesprochenen
Fragen sind, also die Kontroverse zwi-
schen Vertretern einer „sozialen und so-
lidarischen Stadt“ auf der einen Seite
und von glitzernden Weltmarktmetropo-
len auf der anderen Seite, macht der
zweite Aufsatz Blotevogels deutlich.Vie-
le Thesen des ersten Aufsatzes werden
darin wiederholt, aber insgesamt ist der
Aufsatz polemischer abgefasst und
macht so die auf Seiten der Befürworter
einer Metropolenpolitik vorhandenen
Absichten sehr viel besser deutlich.

Nachdem er eingangs erneut auf den
1995 gefassten Beschluss der „Minister-
konferenz für Raumordnung“ hinweist,
künftig auch sog. „Europäische Metro-
polregionen“ im „Raumordnungspoliti-
schen Handlungsrahmen“ dieser Konfe-
renz auszuweisen, schildert der Autor die
damit verbundenen Erwartungen. Me-
tropolen seien „Motoren der gesell-
schaftlichen, wirtschaftlichen, sozialen
und kulturellen Entwicklung“ und soll-
ten „die Leistungs- und Konkurrenzfä-
higkeit Deutschlands und Europas er-
halten und dazu beitragen, die europäi-
schen Integrationsprozess zu beschleuni-
gen“. 1995 habe die Ministerkonferenz
sechs solcher „Metropolen“ bzw.„Metro-
polregionen“ festgelegt, nämlich Ber-
lin/Brandenburg, Hamburg, München,
Rhein-Main, Rhein-Ruhr und Stuttgart.
1997 sei dann noch die Stadtregion „Hal-
le/Leipzig-Sachsendreieck“ als siebte
„Metropolregion“ hinzugekommen,
wenngleich diese Region noch mehr Zu-

kunftshoffnung als feststehende Tatsa-
che sei.

Nun könnten Linke dieser Einstufung
insoweit folgen, als auch aus linker Sicht
Städte Ballungszentren von Widerstand
und damit von zahlreichen politischen
Bewegungen sind.Aber die Absichten der
Minister und Metropolenbefürworter ge-
hen über diese einfache Tatsachenaner-
kennung weit hinaus.

Hier werden Gestaltungsansprüche
deutlich. Die soziale Hierarchie, das so-
ziale Gefälle innerhalb der Gesellschaft
soll durch die gewollte politische und
auch finanzielle Herauspräparierung
solcher „Metropolen“ vertieft werden.
„Damit erfolgt eine eindeutige Akzentu-
ierung des Entwicklungsziels gegenüber
den anderen beiden Zielen des interre-
gionalen sozialen Ausgleichs und der
ökologischen Entwicklung“, schreibt
Blotevogel ganz richtig.

Noch deutlicher wird der Autor weni-
ge Seiten weiter.Er beschreib,wie sich im
modernen Diskurs neue Begrifflichkei-
ten und Definitionen herausbilden. „Wir
erleben zur Zeit eine Veränderung des
Raumverständnisses.“ Anstelle der tra-
dierten Räumbilder von Nationalstaaten
und Nationalökonomien entstehe ein
„Netzwerk Raum, in dem die Metropol-
regionen als Knoten das wichtigste
strukturbildende Moment sind.“ Knoten
sind Fesseln im Netz, Orte, an denen die
„Erträge“ des gesamten Netzes zu-
sammenfließen, an denen sich also in der
realen Ökonomie Macht und Reichtum
zusammen ballt. „Das wesentliche Argu-
ment für die räumliche Bündelung sol-
cher Funktionen stammt aus der ökono-
mischen Theorie der Agglomerationsvor-
teile. Die räumliche Bündelung von Ak-
tivitäten derselben und anderer Wirt-
schaftszweige erzeugt externe positive
Skaleneffekte, die sich beispielsweise in
höherer Arbeits- und Kapitalprodukti-
vität von Betrieben in Metropolen doku-
mentieren.“ Marxistisch übersetzt: Me-
tropolen sind nicht deshalb reich,weil die
dort lebenden Wirtschaftssubjekte be-
sonders fleißig, produktiv oder klug sind,
sondern wegen ihrer beherrschenden
Stellung in über große Räume verteilten
Arbeitsprozessen, einer Stellung, die ih-
nen erlaubt, Arbeitsprozesse in großem
Räumen über Konzerne und deren Struk-
turen zu steuern, zu dirigieren und damit
auch das in diesen großen Räumen erar-
beitende Mehrprodukt zu ballen. Die in
der Ökonomie so genannten „Skalener-
träge“ von Ballung sind zu einem erheb-
lichen Teil schlicht Ergebnis von Buch-
haltung und von damit bis heute verbun-
denen Entscheidungsprivilegien.Wer die
Arbeit anderer in Geld misst, verkauft
und verbucht, einfach deshalb, weil dort
Sitz der Geschäftsleitung ist,schanzt sich
so vielfach auch die Rechtstitel auf das
Mehrprodukt zu. Das gibt auch der Au-
tor offen zu,wenn er schreibt: „In der Bil-
anzierung positiver und negativer Effek-
te bieten für die meisten Zweige des ver-
arbeitenden Gewerbes heute die länd-
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lichen Räume günstigere Standortbedin-
gungen, so dass der produzierende Sek-
tor einem großräumigen Dekonzentra-
tionsprozess unterliegt.“ Trotzdem sind
am Ende, räumlich gesehen, nicht die
Produktionsorte reich, sondern die Orte,
in denen die Konzernzentrale sitzt und
die sog. „unternehmensnahen“ Dienst-
leistungen für diese Konzernspitzen
stattfinden.

„Metropole Spitzen“ statt Herstellung

gleichwertiger Lebensverhältnisse

Obwohl eigentlich sonnenklar ist, dass
solche Konzernspitzen nicht auf viele
Metropolen verteilt sind, sondern sich in
wenigen, privilegierten Zentren ballen,
fordert der Autor, „die Entwicklungspo-
litik des Bundes, der Länder sowie der
metropolitanen Städte und Regionen“
müsse noch mehr und „systematisch auf
die Verbesserung bzw. Förderung der me-
tropolitanen Funktionsfähigkeit“ ausge-
richtet werden.

Offen verkündet er sodann,eine solche
Änderung der Raumordnungs- und Re-
gionalpolitik werde „zu einem massiven
Konflikt mit dem tradierten raumord-
nungs- und regionalpolitischen Grund-
satz der ‚Herstellung gleichwertiger Le-
bensverhältnisse in allen Teilräumen‘ “
führen. „Für die Raumordnungspolitik
würde dies einem Richtungswechsel um
180 Grad nahe kommen.“ (Seite 347).

Damit ist die Richtung vorgegeben,die
dem Autor selbst, aber auch der herr-
schenden Politik beim Metropolendis-
kurs vorschwebt. Es geht um eine weite-
re Vertiefung der ohnehin durch Globali-
sierung und Marktwirtschaft hervorge-
rufenen sozialen Zerklüftung der Gesell-
schaft.Es geht um eine grundlegende und
dauerhafte Abkehr von sozialer und so-
lidarischer Politik.

Der konservative und liberale Main-
stream der herrschenden Politik – sozia-
le „Inseln“ von Gut- und Besserverdie-
nenden im globalen Konkurrenzkampf
stehen zu lassen, zugleich aber die große
Mehrheit der Bevölkerung unter noch
härteren sozialen Druck und die Angst
des sozialen Absturzes zu setzen, Solida-
rität zu zerstören, Ellenbogenkonkur-
renz und „Kampf ums Dasein“ zu schü-
ren – dieser scheinbar unwiderstehliche
Mainstream der herrschenden konserva-
tiv-liberalen Politik findet so auch in der
„Metropolendebatte“ eine willkommene
Schützenhilfe. „Mehr Metropolenförde-
rung“, wie von Blotevogel und anderen
propagiert und von der Ministerkonfe-
renz für Raumordnung seit 1995 förmlich
beschlossen, bedeutet im realen sozialen
Kontext: Mehr Konkurrenz, mehr Hie-
rarchie, mehr Ungleichheit der tatsäch-
lichen Lebensverhältnisse, weniger Soli-
darität und weniger sozialer Ausgleich
als bisher.

Der Fundamentalsatz konservativer
und liberaler Politik: Ungleichheit und
Angst vor sozialem Absturz spornt die
Lebensgeister, steigert die Arbeits„lust“
(in Wirklichkeit: die Angst) der Menschen

und führt so über kurz oder lang zu mehr
Wachstum und mehr Reichtum der Ge-
sellschaft, dieser Fundamentalsatz rech-
ter Politik findet sich so auch in der ak-
tuellen deutschen „Metropolendebatte“
wieder.

So wundert es am Ende nicht, dass so
schlichte Wirklichkeiten wie die Tatsa-
che, dass in fast allen großen deutschen
Metropolen 30 und mehr Prozent ihrer
wirklichen Bewohner heute nicht einmal
das Wahlrecht haben, im aktuellen Me-
tropolendiskurs bei aller vorgetragenen
„Globalität“ nicht einmal am Rande re-
gistriert und anerkannt,geschweige denn
problematisiert werden. Für diese Sorte
„Diskurs“ sind „Metropolen“ vor allem
ein glitzerndes Schaulaufen der Reichen,
Schönen und Jungen – „Party ohne En-
de“, wie eine Zeitlang in München und
derzeit in Berlin.

Die im Licht stehen sieht man – die im
Schatten sieht man nicht. rül

Warum war Willy
Brandt inkognito bei
Abrassimow ?
Franz-Karl Hitze

Zu Beginn der ersten öffentlichen Buch-
vorstellung im Club Spittelkolonnaden
begrüßte Dr. Joachim Mitdank zwei sei-
ner ehemaligen Verhandlungspartner in
den 70er Jahren, die ehemaligen Senats-
räte Gerhard Kunze und Dieter Hinke-
fuß. Unter den über 60 Gästen weilten
auch Journalisten der Berliner Presse.

Joachim Mitdank gehört zu den Auto-
ren des „Verbandes für Internationale
Politik und Völkerrecht e.V.“, die seit der
Wende ihre Erinnerungen bzw.Monogra-
fien über die Außenpolitik der DDR in 41
Büchern und mehreren hundert Artikeln
in der deutschen und internationalen
Presse veröffentlicht haben.Somit gehört
er zu den unverzichtbaren Zeitzeugen der
DDR-Geschichte. Mit seinen Einlassun-
gen schließt er eine Lücke in der Ge-
schichtsschreibung. Davon zeugt das lo-
cker, spannend aber auch konzentriert
geschriebene und gut recherchierte Buch.
Es beschreibt viele sehr nachdenkens-
werte Episoden über die Ostberliner
„Westberlin-Politik“.

So ist zum Beispiel zu erfahren (S. 34),
wie am 18. Juni 1968 Willy Brandt in sei-
ner Eigenschaft als ehemaliger BRD-Vi-
zekanzler unter Kurt Georg Kiesinger,
der auch gleichzeitig BRD-Außenminis-
ter war, inkognito bei Nacht und Nebel
aus Westberlin kommend die Sektoren-
grenze überquerte, um sich mit dem so-
wjetischen Botschafter P.Abrassimow zu
geheimen Gesprächen in Ostberlin zu
treffen. Die DDR-Führung erfuhr davon,
wie Mitdank jetzt schreibt, erst aus der
Westberliner Presse.Mitdank ,der zu die-

ser Zeit Leiter der Abteilung Westberlin
im Außenministerium der DDR war,
musste die Erfahrung machen, dass die
sowjetische Seite der DDR jede Informa-
tion über das Gespräch mit Brandt ver-
weigerte.

Der Autor berichtet über das Zustan-
dekommen von Verhandlungen mit dem
Senat von Berlin-Schöneberg, über Fra-
gen des Gebietsaustausches, über die
Transit- und Passierscheinabkommen,
ein Treffen Honecker-Wehner in der
Schorfheide und seine Auswirkungen
(Autobahnbau und dessen Finanzie-
rung), und schließlich auch über die
Hintergründe des Zustandekommens des
Vierseitigen Abkommens vom 3. Septem-
ber 1971 usw. usf.

Lesenswert ist das Buch allemal, vor
allem die Abschnitte „Berlin als Brücke
für die UdSSR und die USA“, „Der ge-
heime Kanal Moskaus arbeitet“ (gemeint
ist die geheime Zusammenarbeit zwi-
schen dem KGB-General Wjatscheslaw
Keworkow und Staatssekretär Egon
Bahr), von der Mitdank seinerzeit genau-
so nichts wusste, wie über den Inhalt der
Erklärungen der vier Botschafter, die das
Vierseitige Abkommen ausgehandelt und
unterschrieben hatten.Wie in der Diplo-
matie üblich, nahmen die „besten Freun-
de der DDR die über den Meinungsaus-
tausch vereinbarte Vertraulichkeit ge-
genüber der DDR sehr genau …“ (S. 52).
Es wäre nicht verwunderlich, wenn die
Herren Kunze und Hinkefuß über besse-
re Informationen verfügten. Mitdank je-
denfalls erhielt weder von sowjetischen
Diplomaten in Berlin noch bei seinen
Konsultationen in Moskau interne Infor-
mationen.

Spannend sind die Erinnerungen des
späteren DDR-Botschafters Dr. Mitdank
(1978–1982 in Helsinki und 1989 bis 1990
in London und Dublin ) über einen Be-
such des finnischen Präsidenten Urho
Kekkonen in der nahe der DDR-Haupt-
stadt gelegenen Zentralen Sporttrai-
ningsstätte Kienbaum (1977) und des bri-
tischen Botschafters Douglas Hurd in
Leipzig und Berlin (1990). Für Mitdank
schon deswegen beindruckend, da er als
geborener Leipziger Arbeiterjunge dem
britischen Außenminister über sehr per-
sönliche Eindrücke in seiner Geburts-
stadt berichten konnte.

Dem Buch sind 66 meist erstmalig ver-
öffentlichte Dokumente beigefügt. Auch
die zu lesen dürfte sehr aufschlussreich
sein. Sie werden die spannende Lektüre
bereichern, zumal, wenn diese damaligen
politischen Ereignisse bis zur Grenzöff-
nung vom Leser aufmerksam selbst ver-
folgt wurden. Zahlreiche Fotos aus dem
Archiv des Autors bereichern das Buch,
dem eigentlich ein „griffiger“ Titel ge-
wünscht worden wäre.
Joachim Mitdank: Die Berlin-Politik zwi-
schen 17. Juni 1953, dem Viermächteab-
kommen und der Grenzöffnung 1989 – Er-
innerungen eines Diplomaten/ trafo-verlag,
Berlin 2003, br. 337 S., ill., 29,80 Euro,
ISBN 3-89626-392-7
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Beiträge aus der IG Metall

„Gute Arbeit“
Im Jahr 2000 hat die Dublin Foundation
ihre dritte Umfrage zu den Arbeitsbe-
dingungen in den Mitgliedsstaaten der
EU durchgeführt. Die Untersuchung
(www.eurofound.eu.int – Englisch, Fran-
zösisch und Deutsch) basiert auf Be-
schäftigtenbefragungen. Die Befunde
waren eindeutig. Sogenannte traditio-
nelle Belastungen am Arbeitsplatz wie
schweres Heben und Tragen, Lärm,
Monotonie oder Zwangshaltungen sind
nicht zurückgegangen, sondern stagnie-
ren auf hohem Niveau oder nehmen leicht
zu. Parallel gibt es eine drastische Zu-
nahme der sogenannten weichen Fakto-
ren aus dem Bereich der psycho-sozialen
Belastungen.Brisant vor allem: die Kom-
binationswirkung, sprich die sich wech-
selseitig verstärkenden Effekte von ein-
zelnen Belastungen aus den beiden ge-
nannten Bereichen.

Die Studie hatte dann durchaus eine
unterstützende Wirkung auf die vielfäl-
tigen, aber oft ein Schattendasein füh-
renden Arbeitsschutzaktivitäten entfal-
tet. Die EU hat in ihrer 2002 verabschie-
deten neuen Strategie für Gesundheit
und Sicherheit am Arbeitsplatz Initiati-
ven zur Verbesserung der Arbeitsbedin-
gungen in allgemeiner Form auf die Ta-
gesordnung gesetzt.

In diesem Zusammenhang organisier-
te die IG Metall im November 2002 eine
bundesweite Konferenz unter dem Titel
„Gute Arbeit“. Mit gleichem Namen ist
Mitte diesen Jahres ein Band beim VSA
Verlag erschienen.Der Band umfasst ins-
gesamt 19 Aufsätze, die teilweise iden-
tisch sind mit den auf der Konferenz ge-
haltenen Beiträgen.Die insgesamt 29 Au-
toren sind überwiegend Hauptamtliche
der IG Metall. Aber auch der Wissen-
schaftsbetrieb und Leute aus Beratungs-
einrichtungen sind vertreten.Mindestens
dort, wo es um gewerkschaftliche Hand-
lungsperspektiven oder die Betriebspoli-
tik geht, werden die Beiträge spezifisch
und sind nicht einfach für Leute aus an-
deren Branchen nutzbar. Aber das war
auch nicht gewollt – der Band soll die IG
Metall Kampagne „Gute Arbeit“ unter-
stützen.

Inhaltlich gliedert sich das Buch in
drei Abschnitte:
– Hintergründe: arbeitspolitische Bilanz
– „Gute Arbeit“ – konkrete Arbeitsfelder
– Gewerkschaftliche und politische Hu-

manisierungsinitiative.
Doch die einzelnen Abschnitte sind

bunter als ihre Titel suggerieren. So fin-
den sich im zweiten Teil neben Beiträgen
zur Arbeitszeit oder zur Leistungspolitik
sowohl allgemeine Thesen zum Arbeits-
schutz als auch Auseinandersetzungen
mit der Gestaltung von altersgerechten
Erwerbsverläufen oder dem neuen Prä-
ventionsauftrag der Berufsgenossen-
schaften oder Vorschläge für betriebliche
Handlungsstrategien einer gewerk-

schaftlichen Arbeitsschutzpolitik.
Zentrales Anliegen der dem Band zu-

grundeliegenden Diskussionen in der IG
Metall ist es, der Ausdifferenzierung in
einzelne Felder gewerkschaftlicher
Handlungsfelder zu begegnen. Dabei
wird versucht, Bereiche wie die Tarifpo-
litik, spezieller die Arbeitszeitpolitik
oder die Leistungspolitik, die Qualifizie-
rungspolitik oder die Arbeitsorganisa-
tion mit Anforderungen aus dem Bereich
des Gesundheitsschutzes zu konfrontie-
ren; Schnittstellen oder konkrete Anfor-
derungen zu definieren.

In diesem Zusammenhang wird in ei-
nem Beitrag von Frank Iwer auf die zen-
trale Schwachstelle gewerkschaftlicher
Betriebspolitik , auch der Kampagne
„Gute Arbeit“, hingewiesen. Die in den
politischen Strukturen und Verantwor-
tungsbereichen geführten Diskussion,
erstellten Materialien und ersonnenen
Vorhaben finden keinen Weg mehr in die
betrieblichen Praxis.Problem sei ein tief-
greifender „organisationspolitischer
Widerspruch“ in der IG Metall. Auf der
einen Seite kann eine Verbetrieblichung
zentraler gewerkschaftlicher Hand-
lungsfelder ausgemacht werden, die in
den Kernbereich der Ausgestaltung von
Tarifverträgen reicht und als nicht ein-
fach umkehrbar bezeichnet wird. „Auf
der anderen Seite erodiert gerade in die-
ser Situation die betriebspolitische
Handlungsfähigkeit der IG Metall. Das
gilt für die Betriebsbetreuung durch die
Sekretäre, die sowohl unter einer
schlechteren Betriebsabdeckung, dem
höheren Betreuungsaufwand von KMU
als auch der Ausdifferenzierung betrieb-
licher Problemlagen und damit einher-
gehenden höheren fachlichen Anforde-
rungen leidet.“

Gibt es einen Weg da raus – da sind die
Antworten eher knapp – aber eine Dis-
kussion auf der Grundlage der verschie-
denen Diagnosen des Buches scheint
durchaus möglich.

Interessant ist der Band einfach, weil
er die verschiedenen Felder gewerk-
schaftlicher Politik daraufhin überprüft,
welchen Stellenwert der Arbeitsschutz in
ihnen spielt und jeweils aktuelle Über-
blicke über spezifische Entwicklungen
gibt.

Besonders interessant ist er dadurch,
dass er erlaubt, verschiedene Felder mit-
einander in Beziehung zu setzen. Zwei
Beispiele: 

- Der Beitrag von Tatjana Fuchs stellt
die besonderen Belastungen in dem
wachsenden Bereich prekärer Beschäfti-
gung dar. Die Belastungen sind hier viel-
fältig und im Durchschnitt höher; auch
die unterdurchschnittliche Bezahlung
fordert ihren gesundheitlichen Tribut.
Der Beitrag von Frank Iwer beschäftigt
sich mit der Frage,wie die Gestaltung der
Arbeit als Handlungsfeld für die ge-
werkschaftliche Politik (zurück)gewon-
nen werden kann. Interessant wäre nun
die Frage diesen Gedanken auch für die
Bereiche prekärer Beschäftigung und je-

ne, in denen keine betriebliche Interes-
senvertretung vorhanden ist, zu überprü-
fen.

- Christian Dahme legt in seinem Bei-
trag dar, dass Technologieentwicklung
nicht einfach ein technischer, sondern
auch ein sozialer Prozess ist. Sowohl der
Forschungs- als auch der Anwendungs-
prozess seien mit Anforderungen an eine
innovative Arbeitsgestaltung zu kon-
frontieren.In den Thesen des Ressorts Ar-
beits- und Gesundheitsschutz der IG
Metall Vorstandsverwaltung wird jedoch
die eingesetzte Technologie als ein we-
sentlicher Parameter für die konkrete Ar-
beitsorganisation bzw. Arbeitssituation
und damit auch als ein wesentlicher Pa-
rameter für die konkrete Gefährdungssi-
tuation vergessen.

Anzumerken ist noch, dass ein einlei-
tender Beitrag wünschenswert gewesen
wäre, der zum Verständnis des Zu-
sammenhanges der vielen Aufsätze bei-
getragen hätte. Gleichwohl bietet der
Band eine Fülle von Darlegungen, Posi-
tionierungen und Auffassungen, so dass
er für alle, die im Themenbereich des Ar-
beits- und Gesundheitsschutzes agieren,
eine Bereicherung sein dürfte. rog  

Jürgen Peters / Horst Schmitthenner: Gute
Arbeit; VSA, Hamburg 2003

Film: „ Das Wunder von Bern“

Gut gemachter
Humbug und
nationaler Wahn
Der Film von Sönke Wortmann „Das
Wunder von Bern“, wird ein Kinorenner
und rührte Kanzler Schröder zu Tränen.
Überall im Lande soll des Wunders von
Bern im Jahr 1954 gedacht werden. Da-
bei steht nicht die sachlich, fachliche Er-
innerung, an den überraschenden Ge-
winn der Fußballweltmeisterschaft
durch das deutsche Team im Mittelpunkt,
sondern die Wiedergewinnung von natio-
nalem Stolz. Im Jahr 2003 ist dies neuer-
lich eine Herzensangelegenheit der ge-
samten politischen Kaste. Kanzler
Schröder sprach kürzlich von einer „neu-
en deutschen Normalität“ und der
„Wiedererlangung unserer Souverä-
nität“ (Rede zum Tag der „Deutschen
Einheit“ 3.10.03). Die Erinnerung an
Bern, die Tore von Helmut Rahn im End-
spiel gegen Ungarn 1954, dienen filmisch
aufbereitet der deutschen Geschichts-
entsorgung, dem Kult der harten Männer
und der Durchsetzung deutscher Interes-
sen im Weltmaßstab. Ein Fußballspiel,
wird für reaktionäre politische Konzep-
te missbraucht, ein völkischer Mythos
weiterentwickelt. Deshalb weint der
Kanzler,nicht wegen dem in Wirklichkeit
tatsächlich sympathischen Helmut Rahn
oder wegen der technischen Brillanz ei-
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nes Fritz Walter. Der Film von Sönke
Wortmann, hat in der Tat wenig mit Fuß-
ball zu tun, dafür um so mehr mit natio-
naler Gefühlsduselei und der Haltung
„wir sind wieder wer“.

Kein Film für Fußballbegeisterte und Fuß-

ballinteressierte

Nichts, buchstäblich nichts, außer den
Resultaten, erfährt der Laie über die bei-
den Siege des DFB-Teams gegen die Tür-
kei in der Vorrunde 1954 in der Schweiz.
Warum Nationaltrainer Herberger da-
mals in der Vorrunde gegen die Fußball-
macht Ungarn die Reserve spielen ließ
und mit 8:3 verlor, überlässt Wortmann
der Spekulation. Im Viertelfinale ließ
Herberger statt Berni Klodt Helmut
Rahn über rechts angreifen und das Spiel
gegen Jugoslawien wurde 2:0 gewonnen.
Ob das Resultat mit der geänderten Auf-
stellung zu tun hatte oder an der defen-
siven Spielweise des DFB-Teams in die-
sem Match lag, erfährt der Besucher des
Filmes nicht. Herrn Wortmann, der selbst
einige Zeit in der zweiten Liga Fußball
spielte, tangieren solche Fragen nicht
sonderlich. Warum im Halbfinale gegen
Österreich Rahn nicht traf, dafür Ottmar
Walter aber um so mehr, ist ebenfalls
nicht von Belang.Statt dessen werden die
Fußballkalauer von Herberger: „Der Ball
ist rund“, „ein Spiel dauert neunzig Mi-
nuten“, „nach dem Spiel ist vor dem
Spiel“,auf eine Putzfrau aus der Schweiz
zurückgeführt. Das mag ein gelungener
Regieeinfall gewesen sein und ist nicht
verwerflich. Allerdings das Finale am 4.
Juli 1954 einfach als „Wunder“ hinzu-
stellen, den 3:2 Sieg des deutschen Teams
gegen Ungarn zu mystifizieren, ist mehr
als bedenklich. Diese traditionelle Be-
trachtung des Endspiels von Bern „das
Wunder, „der Wahnsinn“ ist irrational
und steht intellektuell unter der Binsen-
weisheit Herbergers: „Der Ball ist rund“.
Zudem wird dem keineswegs fortschritt-
lich gesinnten Herberger der Fußball-
fachverstand abgesprochen. Den wenn
der Sieg ein „Wunder“ war, dann hatte
die Anweisung Herbergers an Hans
Schäfer,„offensiv die Schwächen der un-
garischen Abwehr über links zu nutzen“,
keine wirklich entscheidende Bedeu-
tung.Auch nicht die Order für Horst Ekel,
„den ungarischen Spielmacher hauteng
zu decken“. Die Freiheiten, die Herber-
ger Helmut „Boss“ Rahn über rechts ge-
währte, werden ebenfalls nicht richtig
gewichtet. Rahn galt als nervenstarker
Fußballegozentriker, der schwer auszu-
rechnen war. Der berühmte Kommentar:
„Schäfer nach innen geflankt, abge-
wehrt,aus dem Hintergrund müsste Rahn
schießen, Rahn schießt,Tor,Tor,Tor,Tor“,
konnte nur deshalb gesprochen werden,
weil Rahn statt mit rechts einfach drauf-
zuhalten,sich den Ball auf den linken Fuß
legte, dadurch rutschte der ungarische
Verteidiger ins Leere, es entstand eine
Lücke und der nervenstarke „Boss“,
knallte den Ball mit dem linken Fuß ins
Tor. Diese Szene wird im Film gegen En-

de kurz nachgestellt, aber Rahn gelingt
in dem Film die Aktion nur, weil er einen
kleinen deutschen Jungen aus Essen am
Spielfeldrand erblickt, der ihn mystisch
animiert, den Ball für ihn und alle Deut-
schen ins Tor zu hauen. Darum, um den
völkischen Wahn, geht es dem Filmema-
cher Sönke Wortmann in Wahrheit. An-
ders sind solche sachlichen Fehler, wie
die Beziehungskiste zwischen Fritz Wal-
ter und Helmut Rahn falsch darzustel-
len, nicht erklärbar. In dem Film, ist der
sensible Techniker Walter der Starke und
der in Wahrheit robuste Rahn der Wei-
che.Das Gegenteil war der Fall, ein Blick
in die Memoiren von Fritz Walter, hätte
Wortmann belehren müssen.Aber es geht
nicht um Wirklichkeit in dem Film, nicht
um ein Fußballspiel und seine Typen,
sondern um nationalen Pathos. Das Fuß-
ball immer etwas mit Glück zu tun hat,
ist eine Binsenwahrheit. Glück gehört zu
jedem gelungenen Torschuss, entschei-
dend ist aber das Training,die Taktik,das
System und die Einstellung der Mann-
schaft. Dennoch ist dem Zufall im Fuß-
ball, Tür und Tor geöffnet, kein Ergebnis
kann sicher prognostiziert werden. Fuß-
ball ist ein Spiel, und der Ausgang, wenn
halbwegs gleichwertige Mannschaften
aufeinandertreffen, relativ offen. Des-
halb hat der Aberglaube, die Hoffnung
und das Metaphysische, in diesem Sport
breiten Raum. Das „Wunder von Bern“
stellt den Sieg der deutschen Mannschaft
1954 als nationale „Wiedergeburt“ nach
der „Niederlage“ von 1945 hin. Eine Fa-
milie aus Essen hat in dem Film die Star-
rolle.Die deutsche Familie hat die Haupt-
rolle und nicht Toni Turek, Werner Lie-
brich, Boss Rahn oder der fußballerisch
geniale Fritz Walter.

Eine Familie aus Essen, eine Dame aus

München

Ein kleiner Junge aus Essen ist Freund,
Fan und Kofferträger von Helmut Rahn,
der damals für Rot-Weiß Essen kickte.
Der älterer Bruder des Jungen schmeißt
die Kneipe der Mutter und ist Kommu-
nist. Die Mutter rackert zusammen mit
ihrer Tochter in der Arbeiterkneipe. Ein
gutes Geschäft verspricht sich die Mut-
ter von der kommenden WM und stellt ein
TV-Gerät im Lokal auf. Kurz vor der WM
kehrt der Vater aus russischer Kriegsge-
fangenschaft zurück. Tyrannisch behan-
delt er seinen Jüngsten, dem er die Be-
wunderung für Helmut Rahn austreiben
will.Er ohrfeigt den Jungen und fügt hin-
zu: „ Ein deutscher Junge weint nicht“.
Der Tochter verbietet er, mit amerikani-
schen Soldaten zu tanzen und Schminke
zu benützen. Dem älteren Sohn verübelt
er den Kommunismus und die Renitenz.
Die Mutter versucht den Streit beizule-
gen, indem sie auf Papas Schicksal hin-
weist. Sie prägt den Satz: „Wir alle sind
unschuldig“. Gemeint sind damit alle
Deutschen bezogen auf die jüngste Ver-
gangenheit.Der älteste Sohn ist nicht ge-
willt, an dieser Versöhnung teilzunehmen
und übersiedelt in die DDR. Der jüngere

Bruder verurteilt diesen Schritt, denn
„soziale Gleichheit könne es nicht ge-
ben“. Wunder gibt es nach dem Kleinen
nur,wenn der Boss Fußball spielt.Der ty-
rannische Vater entdeckt seine Liebe zum
Fußball wieder und fährt mit seinem Fi-
lius zum Endspiel nach Bern. Beglückt
nimmt der Mann den Sieg der Fußball-
mannschaft wahr und freut sich über das
„deutsche Wunder“.In der Kneipe der El-
tern, werden anlässlich der Übertragung
der Spiele laufend rassistische Sprüche
geklopft, wie: „Vorsicht, die Jugos sind
alle Partisanen und unfair“. Ein anderer
Kneipengast sagt, nachdem Ungarn im
Endspiel früh 2:0 führt: „Wir werden das
Spiel genauso verlieren wie den Krieg.“
Die Message des Films ist jedoch eine an-
dere, das Spiel endete 3:2 für Deutsch-
land, die Kriegsniederlage wiederholte
sich nicht.

Eine verwöhnte Dame aus München,
Frau eines SZ- Reporters, ist anfangs
nicht am Fußball interessiert. Im Lauf
des Turniers entwickelt sie sich zum
„Fan“.Vor dem Spiel gegen Ungarn for-
dert sie: „Schickt sie zurück in die Pusz-
ta, macht Schaschlik aus den Ungarn“.
Während des Spiels kommt die deutsche
„Walküre“ groß ins Bild und brüllt
„Deutschland, Deutschland“, die Haupt-
tribüne folgt der Dame aus München
blind. Kurz nach diesem Gefühlsaus-
bruch schießt Max Morlock den An-
schlusstreffer für Deutschland. Kitsch,
Nationalismus und Rassismus prägen
den Film. „Das Wunder von Bern“ wird
neuzeitlich instrumentalisiert. Dichtung
und Wahrheit liegen nah zusammen, die
Kernaussage ist jedoch „Deutschland,
Deutschland über alles in der Welt“. Die
führenden Politiker des Landes sind von
dem Film begeistert, ein Schelm, wer Bö-
ses dabei denkt. Sind doch alle bloß Fuß-
ballfans oder ?

Max Brym
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R 8./9. November, Kommunalpolitische Konferenz West der PDS
in Offenbach am Main. Näheres: http://www.pds-online.de/
projekte/konferenzen

9. November: „Internationaler Tag gegen die Mauer“, mit der
sich Israel gegen die Palästinenser auf den Westbank abschot-
tet. Der Tag wurde von den vom Mauerbau betroffenen paläs-
tinensischen Dörfer und Städte ausgerufen. Im Aufruf heißt es:
„Wir rufen alle dazu auf, diese palästinensische Initiative zu
Unterstützen, damit sich die so sehr benötigte Solidarität und
Aufmerksamkeit bilden kann und der Mauerbau gestoppt wird.
Wir fordern Sie dazu auf, uns von heute an zu unterstützen und
auf den Staat Israel und seine Alliierten Einfluss zu nehmen,
damit die folgenden Forderungen Wirklichkeit werden: Stoppt
und Zerstört die Apartheidmauer sofort! Gebt alles unter dem
Vorwand des Mauerbaus gestohlenes Land an seine palästi-
nensischen Eigentümer zurück! Stoppt die Besetzung! Siehe
unter: www.pengon.org/ 

12. bis 15. November, Paris: Zweites Europäisches Sozialforum
in Paris und Saint-Denis sowie in den beiden benachbarten
Städten Bobigny und Ivry 

17. November, Bochum, SPD-Parteitag, Neuwahl Vorstand

22. November, Düsseldorf: Globalisierung ohne Alternative?
Die Welt im Griff der Konzerne. Am Beispiel des Bayer-Kon-
zerns. Jahrestagung 2003. Coordination gegen BAYER-Gefah-
ren, Postfach 15 04 18, 40081 Düsseldorf, Fon (02 11) 33 39 11,
Fax (02 11) 33 39 40

22. November, Stuttgart. Landesparteitag der PDS Ba-Wü

29. November, Ingolstadt, Landesparteitag PDS Bayern

1./2. Dezember, Leipzig: CDU-Parteitag

5./6. Dezember, Berlin: 9. Kongress „Armut und Gesundheit“
mit dem Schwerpunktthema „Strategien der Gesundheitsför-
derung“. In der Einladung heißt es: Armut macht krank! Min-
destens jeder zehnte Mensch in Deutschland ist arm. Damit
trägt jeder zehnte Mensch erhöhte gesundheitliche Risiken: Ar-
me Menschen haben eine etwa sieben Jahre kürzere Lebenser-
wartung. Die Wahrscheinlichkeit, schwer zu erkranken, zu ver-
unfallen oder von Gewalt betroffen zu sein, ist für sie mindes-
tens doppelt so hoch wie bei reichen Menschen. Doch auch ar-
me Menschen haben Rechte und Chancen zu Gesundheit: Sie
müssen gestärkt werden in ihren Möglichkeiten, Belastungen
zu bewältigen und Gesundheit zu fördern, dort wo sie konkret
leben. Sie brauchen Hilfe und Zugänge, um ihre eigenen Ge-
sundheitspotenziale entfalten zu können! Der 9. Kongress Ar-
mut und Gesundheit steht unter dem Motto „Strategien der Ge-
sundheitsförderung – Wie kann die Gesundheit von Menschen
in schwierigen Lebenslagen nachhaltig verbessert werden?“.
Auf dem Kongress werden erfolgreiche Konzepte, die in ver-
schiedenen Handlungsfeldern entwickelt wurden, vorgestellt
und auf die Möglichkeit einer breiteren Anwendbarkeit hin
untersucht. Insbesondere sollen Ansätze und Ideen formuliert
werden für …
• Strategien der Gesundheitsförderung zum Abbau sozial be-
dingt ungleicher Gesundheitschancen,
• Zielgenauigkeit kurativer Versorgungsansätze,
• Ansätze für eine integrative, sozial orientierte Gesamtpoli-
tik.

6./7. Dezember, Kassel. „Globale Gerechtigkeit statt neoimpe-
rialer Vorherrschaft, Zivile Prävention statt Präventivkriege,
Abrüstung statt Sozialabbau“. 10. bundesweiter und interna-
tionaler Friedensratschlag, Tagungsort: Universität Kassel,
Standort Wilhelmshöher Allee 73, näheres: http://www.uni-
kassel.de/fb10/frieden/rat/2003/programm.html

2.-4. Januar, Sondershausen: Linke Schule der Arbeitsgemein-

schaft Konkrete Demokratie – Soziale Befreiung in und bei der
PDS. Anreise am 1.1. abends, Ende 4.1. mittags.

30./31. Januar 2004, Berlin: Europawahlparteitag der PDS 

31. Januar 2004, Berlin: „Gewerkschaften in der Krise – wie
weiter ?“ Konferenz der Initiative zur Vernetzung der Gewerk-
schaftslinken. Anreise am Freitag, 30.1.04. Thema bleibt: „Ge-
werkschaften in der Krise – wie weiter ?“ Hauptreferat von Det-
lef Hensche, ehem.Vorsitzender der IG Medien.

7. Februar 2004, Fulda: Forum Kommunistischer Arbeitsge-
meinschaften, Sitzung des Arbeitsausschusses, Ort: DGB Ju-
gendbildungsstätte, 10.30 Uhr

3./4. April 2004, Fulda: Tagung des Forums Kommunistischer
Arbeitsgemeinschaften. 10.30 Uhr, DGB Jugendbildungsstätte

10./11. Mai 2004, Bonn: Nationaler Städtebaukongress 

23. Mai 2004, Bundespräsidentenwahl

13. Juni 2004: Europawahl; Landtagswahl in Thüringen; Kom-
munalwahlen in: Baden-Württemberg, Rheinland-Pfalz, Saar-
land, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt, Sachsen.

27. Juni 2004, Kommunalwahl in Thüringen.
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